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so etwas wie einen ,§€nius loci" aucih im nüdrternen Bereidr der§Tissen-

sdraft gibt, hat die Geodäsie in Niedersadrsen in bemerkenswerter'§7eise bewiesen.

Carl Friedrid, Gauß, Oskar Schreiber und Louis Krüger sind nidrt nur durdr

ihr §(erk eng miteinander verbunden; diesen Männern, deren Namen in der Geo-

däsie - Gauß darüber hinaus noch in anderen Disziplinen - §Teltgeltung besitzen,

ist außerdem gemeinsam, daß sie Söhne der niedersächsischen Erde sind, in der sie

audr ihre letzte Ruhestätte gefunden haben.

Innerhalb einer kurzen Zeitspanne hatten wirVeranlassung, dieser großen Ceodäten

Niedersadrsens ehrend zu gedenken. Der hundertjährigen \Tiederkehr des Todes-

tages von Cauß und der fünfzigjährigen §Tiederkehr des Todestages von Schreiber

im Jahre 1955 folgte am 2l.Septernber 1957 die hundertjährige §(/iederkehr des

Geburtstages von Krüger.

Besonders zwisdren Gauß und Krüger zeigen sich auffallende Parallelen: Beide

waren Handwerkersöhne, bei beiden zeigte sicl schon red'rt früh eine hervorragende

mathematisc.he Begabung, die bei beiden durc.h verständnisvolle Lehrer früh erkannt

und gefördert wurde. In dern hannoversdren Städtchen Elze war es der Rektor

der Bürgersdrule, der den Sc}lossermeister Konrad Krüger dazu bewegte, seinen

Sohn Louis nadt einer kurzen Vorbereitung auf einer Privatschule die Gewerbe-

sdrule in Hildesheim besudren zu lassen. Im Jahre 1 876 bestand Krüger auf dieser

Anstalt die Abgangsprüfung, die unserer heutigen Reifeprüfung entspriclt. Der

Jahresbericht der Sclule vermerkt dieses Ereignis wie folgt:

Zur diesjährigen Abgangs-Prü(ung, weldre unter Vorsitz des Herrn Regierungsraths
v. Viebahn, als Cornmissars der Königl. Landrostei, abgehalten wurde, hatte sich nur
ein Sdrüler der obersten Classe, Louis Krüger aus Elze, gemeldet.

Derselbe hatte in der sdrriftlidren Prüfung bearbeitet:

l) Deutsche Arbeit: Edrte Vaterlandsliebe veredelt das ganze innere Sein des

Jünglings.
2) Französische Arbeit: L'acide carbonigue et sa liqu6faction.

3) Englische Arbeit: On the nranufacture and use of gun cotton,

4) Mathematische Arbeit:
a) Planimetrie: In ein gegebenes Quadrat a2 soll ein gleichseitiges Dreied< con-

struirt werden, dessen eine Spitze in eine Ecike und clessen andere Spitzen in die
Seiten des Quadrates fallen. In das gleiclseitige Dreieck soll wiederum ein Qua-
drat eingezeichnet werden, dessen eine Seite in einer Dreied<sseite, die beiden
gegenüberliegenden Ed<en aber in den beiden anderen Dreiecksseiten zu liegen
kommen. §7ie verhalten sidr die Inhalte beider Quadrate?

b) Stereometrie : Ein Normalkegel soll den Inhalt einer Kugel von 10 m Radius,
zur Oberfläche aber die Oberflädre des der Kugel umschriebenen Normalcylinders
erhalten; wie groß ist der Raclius des Grundkreises und wie groß ist die Höhe
des Kegels zu nehmen?
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c) Trigonometrie: Auf einer Eisenbahn liegen in gerader Linie drei auf ein.

ander folgende §7ärterhäusd.ren A, B, C. Vom Orte P aus ersdreinen die Ent-
fernungen zwisdren denselben gleich groß. rü(/enn nun die §Tegstred<en von P

bis zu den Häusern bezüglich a:1250, b:1200, c:1670 Sdrritte betragen,

wie groß sind die wahren Entfernungen zwisdren A, B und C?
2.'§7ie weit ist die Eisenbahn vom Beobadrtungsorte P entfernt?
3. Unter weld.ren §(/inkeln werden die drei graden §üege PA, PB, PC von der
Eisenbahn durdr schnitten ?

d) Arithmetik: Zwei Körper laufen von zwei Punkten A und B, deren wedrsel-

seitige Entfernung C : 910 m beträgt, mit gleidrförmiger Gesdrwindigkeit gegen

einander. Geht der erste a: 56 Secunden früher ab, als der zweite, so treffen
sie in der Mitte des §7eges zusammen i gehen beide Körper aber gleichzeitig von
A und B ab, so haben sie nad-r n: 20 Secunden eine Entfenrung von d : 550 m.

In wie viel Secunden legt jeder der Körper den §7eg von A nad-r B zurück?

5) Arbeit aus der Mechanik: Für einen Stab, der auf relative Festigkeit be-
ansprud-rt wird, ist das §Tiderstands- und Kraftmoment zu entwid<eln.
Eine gußeiserne Hohlachse AB, von kreisförmigem Querschnitt, hat von Zapten-
zu Zapfenmitte gemessen die Länge a. An den Punkten A, und Ae, deren Ab-
stände von A bezw. a, und ae sind, wirken die Lasten P, und Pz vertikal zur
Längenrichtung der Adrse nadr unten. §7enn unter Vemad,lässigung des Eigen-
gewidrtes der Ad-rse dieselbe als Träger von gleid-rem Widerstand construirt
wird, so sollen die Zapfen bei A und B, ferner die Quersdrnitte an den Angriffs-
punkten der Lasten beredrnet werden. - Zur Beredrnung gegeben: a:2,5 mi
a,:0,75 mi as: 1,5 m; P: 15000 Kgr.; Pr:3100 Kgr.; die größte zulässige

Spannung des Materials S:3 Kgr.; das Höhlungsverhältniß für Zapfen und

Adrse fl :z"t :0,7 : const.; das Längenverhältnis des zapfens + : +.---'-- 
do Zo - "" svrrJr'' euJ verr6 

d 3'

In Folge des sehr günstigen Ausfalls der sd-rriftlidren Prüfung und der redrt erfreu-
lichen Sdrulleistungen wurde dem L. Krüger die mündlid-re Prüfung erlassen und
arn 14. August a. c. das Prädikat *Mit Auszeidrnung bestanden" zuerkannt.

Trotz seiner Nüchternheit gibt der Beridrt bemerkenswerte Aufschlüsse: Der iunge

Krüger ist zweifellos strebsam und begabt, das Thema des deutsdren Aufsatzes,

das in seiner Aussage uns l-Ieutigen vielleic]rt forciert idealistisdr ersdreint, wirft

ein kleines Scllagliclrt auf die Zeit, und die mathematisdren und medranisclren

Aufgaben lassen auf ein gutes Rüstzeug sdrließen, das die Sclule ihrem Absolventen

mit auf den §reg gab. Nach kurzer Tätigkeit als Hauslehrer nahm Krüger das

Studiunr an der Tedrnischen Hochschule in Berlin auf, daneben hörte erVorlesungen

an der Universität.

ImJahre 1882 bestand erdie Prüfung als Kandidat des Lehramts bei Gewerbe-

schulen, und ansclrließend arbeitete er zwei Jahre im Statistisdren Amt. In dieser

Zeit verfaßte ef seine Dissertation ,,Die geodätisd-re Linie des Sphäroids und Un-

tersuchung darüber, wenn dieselbe aufhört, die kürzeste zu sein". Bedenkt man,

daß es sich dabei um eine Erweiterung seiner schriftlichen Prüfungsarbeit an der

Hochsöule handelte, so zeigt sidl deutlidr, wie früh scJron Krüger sein Lebenswerk
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konzipierte. Nach seinem Tode wird Galle in seinem Nadrruf sdrreiben:

Krüger war es vergönnt, von seinem ersten Einritt in die wissensdraftlidre Lauf-
bahn an, eine bestimmte Ridrtung festzuhalten und sein Lebenswerk gleidrt einem
großen Strom, der die kleinen Zuflüsse von den Bergen, die er berührt, in sidr auf-
nimmt.

Im Jahre 1884 wurde Krüger an das Geodätisdre Institut zu Potsdam berufen,
dessen Präsident danrals noch General Baeyer war, um es erst als 65 jähriger wieder
zu verlassen. Der Jahresberidrt des Direktors des Geoclätisdren Instituts für das

Re'drnungsjahr 1922 würdigte Krügers Tätigkeit bei seinem Aussdreiden in kaum

zu überbietender Kürze,

Geh. Reg. Rat Professor Dr. Dr. Ing. e. h. Louis Krüger war 1884 als außeretats-
mäßiger Assistent in das Institut eingetreten, l89l wurde er ständiger Hilfsarbeiter,
1897 Abteilungsvorsteher. Seit der Erkrankung Helmerts im Jahre 1916 leitete er
das Institut als stellvertretender Direktor. §7ährenct dieser adrtunddreißig Jahre war
er auf das engste mit den Institutsarbeiten und mit Helmerts Lebenswerk verknüpft.
Hauptsädrlidr hat er an der Beredrnung geodätisdrer Linien und der darauf be-
ruhenden Ermittlung des europäischen Lotabweidrungssystems zur Bestimmung der
Erddimensionen teilgenommen und die theoretischen Grundlagen dieser Arbäiten
erweitert und vertieft. Die §/issensd-raft verdankt ihm eine große Anzahl widrtiger
Veröffentlid-rungen, die sich außer mit theoretisdren und praktisdren Fragen zur
Berechnung von Lotabweiöungen mit der Abbildung des Erdellipsoids und mit der
Ausgleidrungs-Redrnung besdräftigen. Sein eingehendes mathematisdres Verständnis
ließ ihn besonders zu der von ihm durdrgefrihrten Herausgabe des 9. Bandes der rVerke

von Gauß befähigt erscheinen. Audr nadr seinem Aussdreiden hat Geheimrat Krüger
noch die Veröffentlidrungen des Instituts durd'r eine wertvolle Abhandlung bereidrert.

Lassen wir nadr diesem ,,militäriscihen Rapport" über das Lebenswerk eines

§Tissensd-raftlers diejenige seiner Arbeiten, die seinen Namen über den engeren

Fachkreis hinaus bekannt gemacht hat, von einem berufenen Kenner besonders

beleudrten. Hristow sdrreibt hierüber in seinem rü(/'erk ,,Die Gauß-Krügersdren

Koordinaten auf dem Ellipsoid"'

Das erste'§7erk, das eine Ableitung und Weiterentwiddung der Gauß'sd-ren Formeln
bradrte, ersdrien erst elf Jahre nadr dem Tode von Gauß unter dem Titel: ,,Theorie
der Projektionsmethode der hannoversdren Landesvermessung", Hannover 1866,
von Hauptmann Oskar Sdrreiber, dem späteren langjährigen Chef der preußisdren
Landesaufnahme.

Sehr viel später folgte das zweite, umfassendere §7erk über dieselbe Projektion von
Prof. Dr. L. Krüger: ,,Konforme Abbildung des Erdellipsoids in der Ebene", Pots-
dam 1912; seit dieser Zeit führen die ehemaligen Gauß'sdren Koordinaten der
hannoversdren Landesvermessung den Namen,rGauß-Krügersdre",

Nadrdem Gauß durdr seine Untersudrungen auf die Vorzüge der isometrisdren
Koordinaten und ihre konformen Abbildungen für die messende Geodäsie hinge-
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wiesen hatte, waren zuerst die kleinen Staaten, die bei der geringen Ausdehnung

ihres Vermessungsgebietes mit einem einzigen Koordinatensystem auskommen

konnten, erfolgreidr bemüht, dieienige unter diesen Abbildungen auszuwählen, clie

für sie am zwed<rnäßigsten war. So kamen außer den Gauß'sdren Koordinaten
(konforme transversale Zylinderprojektion) noch die Med<lenburgisd, en Koordinaten
(konforme normale Kegelprojektion), die Dessauer Koordinaten (konforme sdrief-

achsige Zylinderprojektion) und die stereographisdren Koordinaten (konforme sdrief-

ad-rsige azimutale Projektion) zur praktisdren Anwendung.

Vergleicht man die vier Koordinatenarten untereinander, dann kommt man zu dem

Ergebnis, daß ausschließlidr und nur bei den Gauß-Krügersdren'Koordinatenstreifen

alle positiven Eigensdraften vereinigt sind: mäßige Meridiankonvergenz, mäßige

Anderung des Vergrößerungsverhältnisses, einfadre Rechnungsformeln, sehr große

Anwendungsgebiete, gleichartige Koordinatensysteme.

N"rr""f,. stehen die Gauß-Krügersdren Koordinaten in ihrer Bedeutung als Mittel
zur eindeutigen I.agebestimmung von trigonometrisöen Punkten in der Form, in
dic deutsche Geodäten sie gebracht haben, den geographisc}en Koordinaten in nichts

nacl; denn clie Einteilung der ganzen Erde in Gauß-Krügersdre Meridianstreifen
ist ebenso lückenlos durdrführbar wie diejenige etwa in Zeitzonen. Aucih darin sind

die Gauß-Krügerschen Koordinaten den geographisdren gleichartig, daß sie unter-
einander, wenigstens streifenweise, kongruent sind, und demnadr ein Tafelwerk, clas

für einen Meridianstreifen gilt, automatisdr für alle zutrifft.

So ist es in der Tat gelungen, die Gauß-Krügerschen Koordinaten in rnetrisd:e

Koordinaten von §Teltgeltung zu verwandeln; allerdings wird diese Veltgeltung
erst dann endgtiltig sein, wenn sid: die 1rl7ek aui ein internationales Erdellipsoid
geeinigt haben wird.

Diese Gauß-Krügersdren Koordinaten waren es, die die Bürger seines Heimat-

städtchens veranlaßten, nadr seinem Tode eine Gedenktafel an seinem Geburts-

haus anzubringen.

Aber auch sdron zu seinen Lebzeiten hatte es ihm an Ehrungen nidrt gefehlt. Sein

,,Patent als Geheimer Regierungsrat" Iassen wir hier inr Originaltext fotgen, da es

uns wiederum ein wenig vom Zeitkolorit vermittelt:

WIR §rILHELM,
VON GOTTES GNADEN, KONIG VON PREUSSEN USW.

tun kund und fügen hiermit zu wissen, daß tVir Allergnädigst geruht haben, dem

Abteilungsvorsteher am geodätise}en Institut bei Potsdam, Professor Dr. Louis Krüger

den Charakter als Geheimer Regierungsrat zu verleihen. Es ist dies in dem Vertrauen

gesctrehen, daß er tlns und Unserm Königlidren Hause in unverbrüchlidrer Treue

..g.b.r, bleiben und seine Amtspfli&ten mit stets regem Eifer erfüllen werde, wohingegen

er sich Llnsers Allerhöchsten Sdrutzes bei den mit seinem gegenwärtigen Charakter

verbundenen Rechten zu erfreuen haben soll. Urkundli& haben 'Vir das Patent

AllerhöcSstSelbst vollzogen und mit Unserm Königliöen Insiegel versehen lassen.

Gegeben Cadinen, den 18. September 1913.

L.S. sez.§f ILHELM R.

t26



Nadr seiner Pensionierung im Jahre 1922 zog Krüger wieder in sein Elternhaus

nadr Elze, wo er nodr eine Arbeit über die stereographiscJ're Projektion vollendete.
Er nrag damals manclen biederen Elzer Bürgern nidrt mehr recht in ihren alten
Lebenskreis passend erscihienen sein. Er selbst hatte zeit seines Lebens seine

niedersächsische Heimat nie vergessen. Oft hatte er geruhsame Urlaubstage hier
verbracht und hier die schliihten Schönheiten seines Heimatstädtclens in kleinen

Zeiclrnungen liebevoll festgehalten, von denen sich noch einige im Rathaus zuElze
und in Privathand beffnden. Audr hatte er den Kontakt zu den einfachen Mensd'ren

seiner Heimat nie verloren. Ein Brief aus dem Jahre 1916 an die §7itwe eines ihm

befreuncieten Bahnwärters mag hierfür als Beispiel stehen,

Idr weiß ja, daß Sie so gut gegen midr sind in Erinnerung an Ihren Mann, mit dem
ich so lange befreundet war. Die frohesten Stunden rneiner Jugend habe idr mit
ihm in der alten §7ärterbude verlebt. Eigentlich war es merkwürdig, daß er, ob-
gleidr er so viel älter war als wir, sidr dod-r so in die Jugend zu ffnden wußte. rtr7ir

konnten alles, was uns bewegte, mit ihm bespred-ren und fanden stets volles Ver-
ständnis bei ihm. Idr habe es irnmer bedauert, daß Ihr Mann nidrt ausgebildet
worden war, seinen Anlagen entspredrend. Daß er selbst darüber unzufrieden ge-

wesen wäre, habe idr nie von ihm gehört; nie hat er geklagt, daß er vielleicht eine

bessere Stellung im Leben hätte ausfüllen können. Er war eben von großer Be-

scheidenheit. Idr weiß, er würde sich sehr gefreut haben, wenn er meine letzte
Rangerhöhung noch erlebt hätte.

Krüger starb am l.Jum 1923 in seinerVaterstadt, wo er auc.h begraben liegt.

G. Kaspereit

\-
DIE RECHTEN EIGENTLICHEN

MASSE DES FELDES

UND DIE WAHRHEIT

So ein Feldmesser seine Unges&ti&ii$keit damit

oerantworten und bemangeln wolte, daJl er spre&te:

Es sey wenig lelelen an a&tt oder zebn Ruten Feldes ob die

glei$ ein Na(hbar oder Freund deru andern na&tgebe.

Doß u)er gar eine lrobe Unlereimte Llnoers&tamte

ents&tuldigung. Dann er ist dazu gedingt und bestellt,

wie er si(h dann dafür ausgiebt, do$ er die re&tte eigentli&e

masse deß Feldes und dieWarbeit eröffne und anzeige:

niCbt dall er aufi anderer leute Leder rieme s&tneide,

we! lebe das ni&tt sein ist.

Aus, ,,Beu)erte Feldmessun! und Teiluflg" uon Professor Hermann Witekindt, Heidetberg tSTB
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Die neue Fortführungsanweisung II
(RdErl. d. Nds. Mdl. vom ?.7.1957 - Nds. MBI. S.604)

Von Oberregierungs- und -vermessungsrat Konstanzer I

Präsidium des Verw. Bez. Braunsdtweig

Seit dem Ersdreinen der Anweisung II vom 17. Juni 1920 ergingen für das Gebiet

der Fortführungsvermessungen zahlreidre Bestimmungen in Form von einzelnen
Runderlassen. Die Neudrucke der Anweisung II in den Fassungen vom 1.3.39 und

1. l. 52 enthielten außer dem ursprünglidren Text die inzwisdren ergangenen Ande-
rungen und Ergänzungen, ohne daß eine Neubearbeitung vorgenommen wurde.

Es liegt auf der Hand, daß eine solche Anweisung nadr 3rlz Jahrzehnten gnindlidr
überholt werden mußte. Die Umstellungen und Entwiddungen, die allein in den
letzten 10 Jahren zur besseren und wirtschaftlidreren Gestaltung der Vermessungs-

arbeiten sidr vollzogen, erhärteten die Notwendigkeit einer Anpassung der An'
weisung II an den neuzeitlid-ren Stand der Vermessungstedrnik. Aber nicht nur auf
dem technisdren, sondern auch auf dem Gebiet des Staats- und Verwaltungsrechts
haben sidr \Wandlungen vollzogen, denen die Anweisung Rechnung tragen mußte.

Der Celtungsbereidr der Anweisung ist auf das Land'Niedersad-rsen besdrränkt.
Das Land Nordrhein-§Testfalen hat bereits am 1.7.55 die Anweisung II in einer
Neubearbeitung herausgebradrt. Die niedersächsisdre Neubearbeitung hat auf die
von Nordrhein-§Testfalen soweit wie moglidr Rüd<sidrt genommen. Es wird eine

Aufgabe der Zukunft sein, durdr Zusammenarbeit zwischen den Ländern einheitlidre
Anweisungen zu erarbeiten, damit keine weitere Zersplitterung eintritt.
Die neue Anweisung II hat wieder die Form einer Anweisung und nidlt die Ridlt-
linienform wie z. B. die RiPoNi, RiKaNi erhalten. Man könnte dies als eine,Abkehr
von der RicJrtlinienform werten. Daran ist jedodt nicht gedadrt. Durcl'r die Beibe-
haltung der Anweisungsform soll auf dem Gebiet der Fortführungsveffnessungen eine
Einheitlidrkeit in den wichtigsten Arbeiten sidrergestellt werden. Ein aufmerksamer
Benutzer dsr neuen Anweisung II wird bald herausftnden, daß sie trotz ihrer Be-

zeichnung als Anweisung - abgesehen von den formellen Dingen, bei denen auf
eine einheitlidre Regelung nicht verzidrtet werden kann - viel Spielraum läßt (man

ad-rte auf die §forte ,,kann", ,,soll", ,,gewöhnlidr" usw.) und z.B. mand,e Ent-
scleidung in die Hand des Katasteramtsleiters legt. In der Belassung einer Ent-
sdreidungsfreiheit für die Regelung der Einzelfälle mag eine Abkehr von dem

Streben nadr ,,Perfektion" d. h. von der Zielsetzung, jeden Einzelfall regeln zu

wollen, erblicl<t werden (vergleiche hierzu Abs. [2] des o.a. RdErl. vom3.7.57).
Bei der efsten Durc-hsicfit fallen einige Anderungen in der Absdrnittsgliederung auf.

Neuaufgenommen sind die Absdrnitte ,,Sonderung" und ,,Einmessung topographi'
scher Gegenstände"; niclt mehr enthalten ist der Abschnitt ,,Allmählidre Erneue-

rung", weil die Erneuerung in besonderen Bestimmungen behandelt wird. lt Zu'
kunlt wird es eine Bestimmung für die Katastererneuerung und eine für die Fort-

führung des Uegenschaftskatasters geben. Letztere ist z. Z. in zwei Anweisungen
geregeli, Fortführung des uegensdraftskatasters Teil I (FortfAnw. I) und in der

Fo.titihru.,g des Liegensdraftskatasters Teil II vom 3.7.57 (vergl. o. a.,RdErl. vom

?.2.52). In dle Neufassung sind deshalb diejenigen Bestimmungen der Fortfüh-
rungsanweisung I übernommen, die inhaltlidt besser in die Anweisung II passen.

Der Grad der Bereinigung kann äußerlidr daran ermessen werden, daß in der

neuen Anweisung der reine Text auf sdrätzungsweise weniger als die Hälfte des
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Textes der Anweisung II von 1920 in der zuletzt gültigen Fassung (15.2.56) zu-
sammengesdrrumpft ist.

Zw Form ersdreinen folgende Neuerungen beadrtlich, Im Anweisungstext ist das
Bemühen um eine gute, unbürokratisd-re Ausdrucksweise m. E. urve.kenÄar. Es führte
zukurzen sätzen, einem einwandfreien stil, zur vermeidung von §Tiederholungen,
zu _klaren Begriffsbestimmungen für die wichtigeren Begriffä, weldre an der eriten
stelle ihrer Verwendung in dem sinne erläutert werdenf in weldrem die Anweisung
sie verwendet. Ttrr sprad-rlidren Modernisierung, die unter Mitwirkung der Gesefll
sdraft für deutsdre sprache e. V. vonstatten ging, gehört z. B. die Eiiftihrung desrwortes ,,vermessung" anstatt ,,Messung" auch in den entspreclenden §7ortväbin-
dungen z. B. ,,Fortführungsveffnessungen", der Gebraudr des süortes ,,Riß" anstatt
,,Handriß", von ,,Katasternachweis" anstatt ,,Katasterkarte,,. De Absdrnitte und
Absätze der neuen Anweisung sind nad-r dem Dezimalsystem numeriert. Die An-
weisung ist einseitig mit breitem Rand auf starkem, gutem papier gedruckt, wodurd.r
reidrlidre Möglidrkeiten für die Fortführung gegeben sind.
Die gesetzliche Grundlage für den Erlaß der Anweisung II von 1920 bildeten die
Grundsteuergesetze. In der Fassung vom r.1.52 wurdJaußerdem auf das Gesetz
über die Neuordnung des Vermessungswesens vom 3.7. 34 (RGBI. I s. 534) Bezug
genommen. Die Anweisung II vom 3.2.57 wurde auf Grund der s§ 4 und 5 dei
Gesetzes über die Neuordnung des Vermessungswesens erlassen.
Nad'rstehend sollen die wesentlidren Anderungen und Neuenrngen, die in der
Fortfühnrngsanweisung. II vom 2.7.52 enthalte; sind, herausgestäflt und in dem
erforderlidr ersdieinenden Umfang erläutert werden.

1. Allgemeines.
Die meisten der bisher im Absdrnitt ,,Allgemeines" aufgeführten Einzelbestimmun-
gen sind in anderen Absdrnitten an passender Stelle eingebaut. In der Anweisung
vorn 3. 7. 57 besdrränkt sich der Absdrnitt ,,Allgemeines' auf einige grundlegendä
Bestimmungen. Er kennzeichnet die vermessungsarbeiten zur FortTühiung orid Er-
neuerung des Liegensdraftskatasters und ihre Folgearbeiten als Hoheitiaufgaben
des Landes, bestimmt, von wem die Fortführurgruä.*.rr,rngen ausgeführt wärden
dürfen und enthält die verpflidrtung der Regierings- bzw. üerwaltägspräsidenten
zur Beaufsicl-rtigung und zur sadrlichen wie audr lormellen prüfungilr Fortfüh-
rungsarbeiten.

Die Klarstellung, daß Fortführungsvermessungen Hoheitsaufgaben des Landes sind,
ist neu in die Anweisung aufgenommen worden; sie war bishär in keiner Anweisunj
formuliert. Sie besagt zweierlei,
a) Fortführungsvermessungen sind Hoheitsaufgaben. §7ie das urteil des Reidrs-

ffnanzhofes vom 14.3.24 -v D l/24 (Mltt. BDVI 1953 s. 31-33) - aus-
führt, sind Fortführungsveünessungefl und Grenzherstellungen sowie die dazu-
g_ehörigen tedrnisdren Arbeiten ils unterlagen für die 

"präsenthaltung 
des

Katasters ein unentbehrlidr.er Bestandteil der A-usführung des staatlidren Hoheits-
aktes, der in der Fortführung und präsenthaltung des Kätasters liegt. Diese Auf-
fassung, deren Begründung-m.E. überzeugend ist]wird inzwisdren riohl allgemein
vertreten (vergl. unter ,,Hoheitsaufgaben, im Findex Teil I).

b) pie.Feststellung, daß Fortführungsvermessungen Hoheitsaufgaben des Landes
sind, trägt den heutigen redrtlidren verhältnissen Redrnungl§zährend das Ge-
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setz über die Neuordnung des Vermessungswesens vom 3.7.34 im § 1 be-

stimmte: ,,Das Vermesrurrg[*.r.n ist Reichsingelegenheit", erwähnt das Grund-

g.*ii ftfi: die Bundesrep-ublik Deütschland das Vermessungswesen weder im

ft"i"f.g für die aussdrließlidre nodr für die konkurierende Gesetzgebung des

g;ia"i. Damit gehört das Vermessungswesen zur Kompetenz der Länder. Die

Lärd.. sind alsä zust'ändig, die Redrtivorsdrriften zu geben und Verwaltungs-

bestimmungen zur Regelung der Angelegenheiten des Vermessungswesels zu

erlassen.

Das Land regelt infolgedessen aud'r, wer zur Ausführung_von _Fortführungsver'
messungen befugt irt (i. audr 1.021). Neben den Dienststellen der Vermessungs'

und Kitasterverwaltung und den Olfentlidr bestellten Vermessungsingenieur-en,

deren Zulass urrg zur Ausführung von Fortführungsvermessun-gen sidr aus der Be-

rufsordnungroä ZO. 1.38 (RGBI. I S.40) ergibt, sind unter den in_1.021 c) näher

bezeidrnetÄ Einsdrränkungen sonstige behördlidre Vermessungsstellen beredrtigt.

Soweit diese Stellen Fortführungsvermessungen ausführen, nehmen sie Landes'

aufgaben wahr und müssen den geltendefl, vom Lande erlassenen Bestimmungen

folgen.

Zu der Frage, wer örtlid-re Vermessungsarbeiten ausführen darf, ist auf die erlasse-

nen besorrJeren Bestimmungen Bezug genommen (vergl. RdErl. vom 10' 9' 1957

Nds.MBl. S. 767). Im zweiten Satz der Nr. 1.022 ist der Begriff ,,vermessungs-

beamte" im Sinne der Anweisung festgelegt.

vährend die Entsdreidungsbefugnis des Leiters des Katasteramtes in 17.01 ent-

halten ist, ist in 1.03 aie lifsidrt undPrüfung der Arbeiten geregelt.-Die Prüfungs-

befugnis terteht grundsätzlidr in'vollem Umfang' im Rahmen des Erfordernisses ist

sadrlidr und formell zu prüfen.

2. Vermessungsanträge.

Der Absd-rnitt enthält neben einigen Bestimmungen aus der bisherigen Anweisung

die Auflag", die Anträge nadr a-ngemessener Frist zurüd<zugeben, wenn die Be-

"ri.it"ng"""r 
Cründen"verzögert riird, die bei den Beteiligte,n liegen (2.02). Dabei

iriJi" iir,, innerhalb derer, äi, Antrag zurüd<gegeben werden muß, nidrt zahlen-

mäßig begrenzt, sondern sie soll ,,angemessen" sein; vergl' 16'06'

In 2.03 ist der Begriff ,,Beteiligte" im Sinne der Anweisung festgelegt. Die weiter

.,rfg.rro*-"rren B"estimmung.ä *1"1 bisher teilweise in Erlassen geregeltt die Be-

"Äi,rrrg 
*"Agebender Planeider Teilung;sgenehmigung, der Interessen der landes-

ilü"i, pi""r""g, Verkehr .rnd strirttdrrfi. Entspredrende Hinweise sind audr in den

t;;Jä.k A"l# 1 ,,Vermessungsantrag" aufgenommen. In diesem Vordrud< werden

alle mit dem A"ntrag zusammenüäng..J* Angaben (Vorbereitung und Ausdehnung

J.i v.r*.rrung, [ostenbered,ruig, häuslidre Bearbeitung -und Ubernahme der

Vl.-.rr,r,g; nägewiesen, um dieä Angaben an einer Stelle zusammenzufassen'

3. Vermessun gsuntef 1agefl.

Dieser Absdrnitt ist wesentlidr vereinfadrt. Bei der Bezeidrnung der Vermessungs-

,"i"rf"g." *ird allgemein von ,,Rissen", nidrt mehr von Handrissen gesprodren. §7äh-

;;;d ,"" Risse dieir,taße, Grenzen, Abmarkungen, den Ursprung u1d Maßstab der

iiuit"r,. enthalten, wird der Grundstücks- und Eigerrtümernadrweis in einem

L.r""a.r., Vordrud< Anlage 2 geführt. Dadurdr wird der Riss entlastet und seine
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längere verwendbarkeit ermöglicht. Die zur Erneuerung des Katasters erforder-
lidren untedagen werden den Rissen (ohne Kostenberedr-nungl) beigegeben. In die
Risse wird nid-rt mehr das gesamte Zahlenmaterial eingetragen 1l.i+l und. 1.242;
vergl. 33 (t|-und 38 (1) b det Anw. 1920). Den Rssen wird g.*ohrlid, eine Lidrt-
pause der Flurkarte, in weldre die Nummern der einzelnJn Risse an den ent-
spred-renden Stellen eingetragen sind, als ubersidrt beigegeben (3.33). Die An-
f-ertigung von Kartenauszügen ist wesentlidr eingesdrränft,-da für Vermessungen,
die vom Katasteramt ausgeführt werden, Kartenauszüge im allgemeinen riidrt
gefertigt zu werden braud.ren (3.34).

4. Ladung der Beteiligten.
Die Anweisung besdrränkt sidr darauf, zu bestimmen, wer zu laden ist, in weldrer
Form die Ladungen ergehen und wie sie aktenkundig zu madren sind. In den
l,adungen (Anlagen 3 und 4) wird bei Grenznadrbarn, deren Grundstücksgrenzen
in Ubereinstimmung mit dem Katasternadrweis vorgefunden werden, unterstellt,
daß sie die Grenzen anerkennen und mit ihrer vermarkung einverstanden sind.
§Terden jedodr neue Grenzzeidren erridrtet, müssen die Nach6arn besondere Nadr-
ridrt erhalten, damit die neugesetzten Grenzmale entweder ausdrüd<lidr oder still-
sdrweigend (vergl. letzten Satz des Vordrud<s Anlage 9) anerkannt werden.

5. Feststellung d.er Grenzen.

Begrifilidl ist unter 5.11 für ,,Grundstück" auf die Festlegungen in der Grundbudr-
ordnung, der Grundb.uchverfügung und im BGB hingewiesen. Dadurdr dürfte
klargestellt sein, daß der Begrilf ,,GrundstücJ<" aussdrließlid.r in dem in den heran-
gezogenen Vorsdriften festgelegten Sinn zu verwenden ist. Die Neufassung ver-
wendet ferner den Ausdrud< ,,Katasternadrweis" und versteht darunter diJ Dar-
stellung der Crenzen in der Flurkarte und in den maßgebenden Unterlagen.
ln 5.21 ist der Begriff ,,Einwandfreie Vermessungen" definiert. Die Fassung der
Nr. 5.22, in weldrer Vermessungen bezeidrnet sind, weldre ,,gewöhnlid-r" als ein-
wandfrei gelten, zeigt, daß die Aufzählung nidrt vollständig ist; z. B. können unter
den in 5.21 gegebenen Voraussetzungen audr Neuvermessungen nadr der Anweisung
vom7.5. 1868 (vergl.92 [3] a) Anw. 1920) als einwandfrei anzusehen sein.

Aus dem RdErl. vom 17.2.1955 (Nds.MBl. S. 116) ist in 5.142 und in 5.3 die Be-
stimmung aufgenommen, daß bei nid'rt einwandfreien vermessungen von der §7ie.
derherstellung aller Vermessungslinien abgesehen werden soll. Es sollen nur die die
Grenzen unmittelbar bestimmenden - gemessenen oder abgegriffenen - Maße
zugrunde gelegt bzw. die von den Beteiligten übereinstimmend an Ort und Stelle
als maßgebend anerkannten Grenzen angehalten werden. Damit ist eine weitgehende
Möglidrkeit zur Vereinfadrung in allen den Fällen gegeben, in weldren dei außer-
ordentlidr hohe Aufwand für die Herstellung alter Vermessungslinien in einem von
vornherein erkennbaren Mißverhältnis zu dem erreid'rbaren geringen Erfolg steht,
weil die Vermnrkung fehlt und das Liniennetz unbraudrbar geworden ist.

Für die Grenzherstellung soldler nid'rt einwandfreier Vermessungen sind anstelle
der bisher in 87 (2) gegebenen Fehlergrenzen des FeldmesserregleÄents im Anhang
zur Tafel 1 (Tafeln 1 a und I b) erstmalig Fehlergrenze, angeg"ben, weld.re aus den
untersudrungen des oberregierungs- und -vermessungsrats Dr.-lng. von der \weiden
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in seiner Dissertation ,,\üirtsdraftlidre Neugestaltung des Katasters" stammen

(vergl. Abs. [6] des Einführungserlasses vom 3.7. lg57 Nds.MBl. s. 604); audr

andJ." Gedanken dieser Schrift haben bei der Neufassung Verwendung gefunden.

§Terden ältere gemessene Maße verwendet, so sind in Tafel 1 a Fehlerformeln

gegeben, 
"u, 

*"ldl.n im Einzelfall die zulässige Abweidrung in einfacher §7eise

I.Äitt.tt werden kann. Die Formeln sind nach dem Cesidrtspunkt untersdrieden, ob

die Grenzen abgemarkt sind oder nidrt und ob günstige oder ungünstige Voraus-

setzungen vorliegen. Sie sind dadurdr entstandenr daß ORuVR. Dr.-lng. von der

§Teiden eingehende Untersudrungen der widrtigsten Urvermessungen (Hannoversdte

Grundsteueivermessungen, Separationen und Verkoppelungen, Oldenburgische

Landesvermessung) angestellt und dabei diä in Tafel 1 a wiedergegebenen Fehler-

formeln abgeleitet hat (vergl. Seite 19, 30, 32133 a.a.O.). Audr über die Abweidrun-

gen zwischen abgegriffenen und gemessenen Maßen stellte Dr.-lng. von der Veiden
äingehende Untersudrungen an, wobei sich zeigte, daß ein Gesamtfehlerausdrud<

sidr nidrt ermitteln läßt, sondern mehrere Fehlerausdrücke für gewisse Gruppen

von Messungsarten gebildet werden müssen. Danadr sind die Tabellen in An-

lage 7-10 der Dissertation zusammengestellt, die in zusammengefaßter Form

ftii a Maßstabsverhältnisse in die Tafel I b übernommen worden sind. Audr hier

ist zwischen abgemarkten und nidrt abgemarkten Grenzen untersdlieden' Bei un-

günstigen Voraussetzungen können die Fehlergrenzen um 250lo erhöhtwerden. Von

äen ftir die Anwendung der Tafeln widrtigen Erläuterungen (Seite 30) sei beson-

ders auf die unter 2ifr.3 und 5 hingewiesen' Da die in den Tafeln 1a und lb
festgelegten Fehlergrenzen als ,,Ridrtwerte" (vergl. Dr.-lng. von der §Teiden

Seitä Zi u.f.) angeiehen werden, können örtlidre Grenzführungen unverändert

bestehen bleiben, soweit die Abweidrungen innerhalb der Fehlergrenzen liegen.

Bei einer gebietsweisen Anhäufung größerer Abweidrungen kann der Leiter des

Katasteramts die Grenzfehler für ein solches Cebiet erhöhen.

Der Unterabsd-rnitt 5.4 ,,Umfang der Crenzfeststellung" enthält in 5.42 eine Defi-

nition des Begriffs ,,Trennstück" und gibt in 5.44 die Möglichkeit, beim Vorliegen

von Aufnahmefehlern oder von Grenzveränderungen mit redrtlicher §Tirkung er'
forderlichenfalls die über das zu messende Grundstück hinausgehenden Ver-

messungen von Amts wegen auszuführen.

Eine grundlegende Umgestaltung hat der Unterabsdrnitt 5'5 ,,Arten der Abweidrun'

gen,,-e.halteri. Es wird i" l.:O in klarer Form untersdrieden zwischen Abweidrungen

innerhalb des Katasternachweises und Abweichungen zwisdren dem örtlidren Be-

sitzstand und dem Katasternachweis. In diese beiden Kategorien sind die erfahrungs-

g.;an 
"uft.etenden 

Abweichungen eingruppiert. rVas unter der betreffenden

ibweictrung zu verstehen ist, isi bis auf den.Aufnahmefehler, bei dem auf die

Fortführunlsanweisung I Nr. 9 verwiesen wird, in jedem Fall defn^iy. Eine Er-

leidrterung"für die pra-ktisdre Arbeit dürfte dadurd'r gegeben sein, daß bei den Ab-

;"iJ;ü;, di" aurrdrli"ßlidr einer vermessungstedrnisdren Beurteilung unterliegen,

;i;;# il,.iligten nidrt zu verhandeln ist (bei der Behebung von Zeidrenunge-

nauiskeiten 5.52, von Zeidrenfehlern 5.53, von Meßungenauigkeiten 5.56, von

ürgE""r,gk"rten des Aufnahmeverfahrens 5.57). Dadur$ 
_ryi._d 

den häuffgen Ver-

sudren entgegengetretenr Entsdreidungen, die nur nadr fadrlidlen Gesichtspunkten

getroffen tu*"ia., to""en, den Beteiligten zuzusdrieben'
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Der Ausdrud< ,,Geometrisdre Ungenauigkeiten" ist aus der Anweisung versdrwun-
den. Dafür spridrt die Anweisung unter 5.51 ,,Abweidrungen innerhalb des Kataster-
nadrweises" von ,,Zeidrenungenauigkeitet" 5.52 und unter 5.55 von ,,Meß-
ungenauigkeiten" 5.56 und von ,,Ungenauigkeiten des Aufnahmeverfahrens" 5.57.
Der Unterschied zwisdren den beiden letzteren ist dem \7esen nadr nicit sehr
erheblidr. Er ist dadurch gegeben, daß Meßungenauigkeiten sich meist innerhalb
bestimmter Fehlergrenzen halten sollen. Bei einwandfreien Vermessungen sollen
die Meßungenauigkeiten die in Spalte 3 der Tafel I angegebenen Grenzwerte nidrt
übersdrreiten (5.563), bei nidrt einwandfreien Vermessungen ist unter Beadrtung
der §7erte nadr Tafel 1 a zu entscheiden, ob nodr Meßungenauigkeiten vorliegen
(5.564). Bei dieser Entsdreidung wird man die §trerte der Tafel 1a unter Berüd<-
sidrtigung der Erläuterungen als ,,Richtwerte" ansehen.

Abweidrungen zwisdren den Grundmaßen und den sogenannten Ansdrlußmaßen
sowie den bei topographisdren Gebäudeeinmessungen ermittelten Maßen (15.12)
sind mit den Beteiligten nidrt zu erörtern (5.565), weil auch in diesem Fall nur der
Fadrmann und nidrt der Laie entsdreiden soll.

Ungenauigkeiten im Aufnahmeverfahren sind solche, die nidrt mehr Meßungenauig-
keiten sind; die Anweisung gibt in 5.571 einige Beispiele dafür, wie sie entstanden
sein können.

Als Fehlergrenzen für die Ermittlung derselben Länge bei ein und derselben Ver-
messung sind in Tafel 1 Spalte 2 Fehlergrenzen aufgenommen, weldre die Ergän-
zungsbestimmungen für die Stückvermessung bei Neuvermessungen in Anlage 40
enthalten; sie sind bereits durdr Erlaß vom 17.2.55 Nds.MBl. S. 116 eingeführt.
Für den Vergleich von Strecken, die bei verschiedenen Vermessungen ermittelt rvur-
den, also für Meßungenauigkeiten nadr 5.56, gelten, wie oben erwähnt, nicht mehr
die Fehlergrenzen des Feldmesserreglements, sondern die in Spalte 3 der Tafel 1

nad,gewiesenen §7erte d, weldre das 1,5fadre der \i7erte in Spalte 2 (Grenzwerte
für Längerermittlungen derselben Vermessung) betragen.

§7ährend für die Behandlung von Bundesgrenzen in 5.9 Bestimmungen getroffen
sind, ist die Landesgrenze nicht besonders erwähnt, da sie als Eigentumsgrcnze
zu behandeln ist.

6. Abmarkung.
Der kurzgefaßte Absdrnitt enthält - vielleidrt mit Rüclsicht auf ein zu erwartendes
Abmarkungs- bzw. vermessungsgesetz - die wesentlidrsten bisherigen Be-
stimmungen.

7. Crenzverhandlung.
Zw Form (7.2):

Auf dem Vordruck ,,Grenzverhandlung" ist bei dem Format DIN A 4 (Anlage 5)
der Platz für die Skizze den praktisdren Erfordernissen entsprechend wesentlidr
größer geworden, da der Text ganz auf der Rücl<seite untergebracht wurde. unter
,,4. Alte Grenzen" ist die Anerkennungsformel weggelasser, dle in den einfadren
Fällen, in denen dieser vordrud< verwendet wird, kaum jemals benötigt wird. Bei
dem vordrud< im Format DIN A 3 (Anlage 6) ist die zweite seite gänz für die
Skizze freigelassen.
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Na& 7.22 besteht ftir die Beteiligten oder ihre Vertreter grundsätzlidr eine Aus-
weispflidrt, wenn sie dem Verhandlungsführer von Person nicht bekannt sind.

Die Bestimmungen über Vollmaclten sind wesentlidr vereinfadrt' Vollmad'rten
sollen beglaubigt sein. Die Beglaubigung durdr Offentlidr bestellte Vermessungs-
ingenieure ist zulässig. Sofern keine Bedenken bestehen, kann von der Beglaubi-
gung abgesehen werden (7.23).

Hat am Grenztermin ein Vertreter teilgenommen, der durdr mündlidre Erklärung
bevollmädrtigt war, so ist für die nachträglidre Anerkennung des Vertretenen der
Vordrud< Anlage 7 bzw. Anlage 8 (Postkarte mit Antwortkarte) vorgesehen.
\Terden Anderungen in der Grenzverhandlung erforderlidr, hat der Verhandlungs-
führer in jedem Fall ztr besdreinigen, daß sie vor der unterschriftlidren Voll-
ziehung der Verhandlung vorgenommen worden sind (7.26). Um die ridrterlidre
Beweiswürdi§keit nidrt einzusdrränken, soll die Bescheinigung nidrt mehr (wie bis-
herin 113 (1)) davon abhängig sein, ob die Anderungen auf den Sinn und den
§Tortlaut der Verhandlung von Einfluß sein können.

Zum Inhalt (7.3):

Ausgehend von dem Grundsatz, daß die Grenzverhandlung über die Grenzverhält-
nisse ein so klares Bild geben soll, daß sie in Streit- und Zweifelsfällen als über-
zeugendes Beweismittel herangezogen werden kann, ist in diesem Absd-rnitt zu-
sammengestellt, was in die Skizze und in den Text der Verhandlung aufzunehmen
ist. Nadr 7.36 muß aus der Grenzverhandlung aud-r ersidrtlicl sein, wenn im
Katasternachweis enthaltene Grenzmale nid-rt mehr vorgefunden werden.

Zur Grenzanerkennung (7.4) :

Abwesende Beteiligte werden durch den Vordrud< Anlage 9 ,,Benadrricltigung über
eine Grenzfeststellung" unterrichtet, wenn örtlicher Besitzstand und Kataster-
nachweis übereinstimmen, sofern eine Benachridrtigung erforderlid-r ist (beim
Erridrten neuer Grenzmale und wenn der Grenzfeststellung nid-rt einwandfreie
Vermessungen zugrunde liegen). Sind Abweidrungen zwisdren Urtlidrkeit und Ka-
tasternadrweis - außer Meßungenauigkeiten und Ungenauigkeiten des Aufnahme-
verfahrens - vorhanden, so ist mit den Beteiligten zu v erhandeln (7.41). Nadr-
trägliche Grenzanerkennungen sind entweder auf der letzten Seite der Vordrucfte

,,Crenzverhandlung" Anlagen 5 und 6 oder in dem besonderen Vordruck An-
lage 10 aufzunehmen (7.451).

§7ie sidr äus der Neufassung ergibt, darf trotz der angestrebten Vereinfachung
bei der Aufnahme der Grenzverhandlung nidrts versäumt werden, was ihren Vert
als beweiskräftige Urkunde herabmindern könnte. Die Frage, ob die Grenzver-
handlung weiterhin in jedem Fall aufgenommen werden soll, ist damit im Sinn

ihrer Beibehaltung entschieden. Ausschlaggebend dürfte dabei gewesen sein, daß

die Bedeutung der vermessungstechnisdren Festlegungen durdl die redrtlich ver-
pflichtende Bindung der Beteiligten an das vorgewiesene Ergebnis erhöht wird.

8. Vermessung.

Die Aufmessungsgrundsätze bringen neben den bisherigen Bestimmungen (Auf-

messung erst nadr der Abmarkung, wirksame, aber keine unnötigen Sidrerungsmaße,

Einhalten der Fehlergrenzen in Tafel 1 Spalte 2) die Forderung, ein vorhandenes
Polygon- und Uniennetz soweit zu verdidrten, daß es als Grundlage für eine Neu-
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vermessung dienen kann (8.231). Ferner ist grundsätzlidr jede Fortführungsver'
messung an das Festpunktfeld anzusdrließen; Ausnahmen sind möglich bei Ver-
..rrurrgen kleineren Umfangs (5.232). Größere Fortführungsvermessungen sind
audr dann anzusdrließenr wefln sie in Teilabsdtnitten ausgeführt werden. Das

Katasteramt ist dabei einzusdraltenr wenn für die anderen Vermessungsstellen ein

zu großerAufwand entsteht (S.233). Es dürfte das Ziel dieserBestimmungen wie aud'r

derunter 8.234 und 8.24 sein, die Erneuerung des Katasters dadurch wesentlidr zu

besdrleunigen, daß möglidrst jede Fortführungsvermessung als Teilneuveffnessung
durdrgeführt wird.

9. Fortführungsriß.
Bei der Einmessung von Cebäuden können die näheren Angaben über die Gebäude
efltweder in den Fortführungsriß oder in den Gebäudenachweis Anlage 11 aufge'
nommen werden. Die Fortführungsrisse und Gebäudenachweise bilden die Crund-
lage für den kartographisdren Gebäudenadrweis.

Fortführungsrisse können entweder in dem tiblichen Vordrud< DIN A 4 oder

DIN A 3 oder als Vermessungsrisse im Format DIN A 2, aber audr auf Lichtpausen

von Vermessungsrissen oder Fortführungsrissen geführt werden. In Anlage l2 ist ein

Muster für die Führung eines Fortführungsrisses, in Anlage 13 ein Vordrud<

DIN A 3 gegeben. Die Kästdren für Proberedrnungen sind in beiden Vordrud<en

weggelassen.

De Besdreinigung nadr 9.31 ,,Gemessen am . . . durdr . . ." enthält zugleidr die
Versicherung, daß der Fortführungsriss im Felde geführt ist, da die Führung im
Felde vorgeschrieben ist (9.15). Das gilt in gleicher §7eise für die Führung von Ver-
messungsrissen im Felde (9.32)."Feldmaße vers.driedener Bearbeiter sind durdr Budr.
staben oder dergleidren zu untersdreiden und bei den Untersdrriften zu erläutern
(9.33). Nadr 9.43 kann (muß aber nidrt) auf den Fortführungsrissen vermerkt
werden, weldre Risse bei einer Grenzfeststellung verwendet worden sind. Die bisher
auf dem Fortführungsriss eventuell abzugebenden besonderen Bescheinigungen (Nr.
150 Anw. 1920) sind in dieser Form weggefallen; vergl. daz-u 16.02.

10. Sonderung.
Dieser neue Abschnitt behandelt die bisher in Nr. 98 Anw. 1920 enthaltene Sonde-
rung nadr dem Katasternadrweis und außerdem die Sonderung nach einem Aus-
führungsplan, welche durdr RdErl. vom 18.5.55 (Nds. MBl. S.417) bereits zu-
gelassen war. Die Sonderung nadr dem Katasternadrweis ist nach 1}.2lb audr dann
zulässig, wenn die Teilungsgrenze ggf . nur mittelbar (2. B. durdr den Abstand von
Gebäuden) festgelegt ist.

11. Eintragung der Vermessungsergebnisse in das Flurkartenwerk.
Da Kartenauszüge nur nodr in bestimmten Fällen gefertigt werden (3.34), sind die
Ergänzungen und Beridrtigungen grundsätzlidl in die Flurkarte einzukartieren
(11.11). Sonderzeicfinungen und Vergrößerungen sind in dem bisherigen Sinn bei-
behalten, dodr können Vergrößerungen (11.22) und Beiblätter (11.32) Flurkarten
ersetzen. Stets ist bei Sonderzeichnungen und Vergrößerungen die Herstellung von
Rahmenkarten anzustreben (1 1.23). Uber.die Prüfung der Eintragung der Ver-
messungsergebnisse in die Flurkarte bzw. über die Prüfung der Vermessungssadre
ist eine Besdreinigung auf dem Veränderungsnadrweis (1 1.41) bzw. in Spaltä O der
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Ubersidrt über die Veränderungsnadrweise und veränderten Flurstüd<e (11.42) an-
zubringen, da bei der Eintragung in die Flurkarte die bisher üblidre Bescheinigung
im Kopf des Kartenauszuges nid-rt angebradrt werden kann.

12. Bildung und Numerierung der Flurstücke.

§7ährend der Innenminister des Landes Nordrhein-§Testfalen durdr Erlaß vom
5.11.52 die freie Numerierung allgemein angeordnet hat, ist für Niedersadrsen
durdl 12.41'die Numerierung nadr der Abstammung als die für den Regelfall an-
zuwendende Methode beibehalten worden (vergl. Kurandt, ,,Zvr Bezeidrnung der
Flurstüd<e nadr dem Fortführungsedaß";zfV.1954 S. 118). Von einer textlidren
Beschreibung, wie numeriert wird (bisher in 196, 197 Anweisung 1920) ist abge-
sehen und statt dessen auf die Beispiele in Anlage 14 verwiesen worden. Zum Nadr-
weis der zuletzt vergebenen Flurstüd<snummer ist die ,,Liste der Flurstüd<sflenner"
als Anlage 15 in die Anweisung aufgenommen worden. Aus der vollständigen Be-
handlung der Flurstüd<snumerierung in der Fortführungsanweisung II ist zu sdrlie-
ßen, daß dieses sachgebiet in Zukunft aus der Fortführungsanweisung I heraus-
genommen wird.

1 3. Flächenberechnung.

Die Anweisung untersdreidet nur nodr zwisdren Massen- und Einzelberechnungen.
Der Ausdrud< ,,Besitzstüd<" kommt in der Anweisung nidrt mehr vor (wohl in der
Gebührenordnung der V.u.K.V.). Die BestimmungJn für die Flächenberedrnung
sind durdr einen weitgehenden Ubergang zu graphisdren Verfahren gekennzeidrnet:
die erste Einzelberedrnung, die gewöhnlidr aus Feld- oder aus Feld- und Karten-
maßen durchzuführen ist, darf audlnadr der Karte vorgenommen werdenr wenn
deren Genauigkeit (e i n Vorteil der Kartenerneueiung) sowie die Form und Größe
des Flurstücks es zulassen (13.41). Die zweite Einzelberechnung wird möglidrst
nur nadr der Karte ausgeführt (13.42). Sie kann unterbleiben, wenn durdr die
Massenberechnung eine durdrgreifende Probe für die Einzelberedrnung und für die
Kartierung gesdraffen wird (13.43). Auch wenn mehrere Flurstüd<e ein Grundstück
bilden, dessen Flädre vorweg beredrnet wird, braudren die Flurstü&e nur nadr der
Karte berechnet zu werden (13.44). Bei graphisdren Berechnungen ist die Änderung
des Kartenpapiers zu berücksichtigen (13.46). Zwei Beispiele von Flädrenberedr-
nungen sind in den Anlagen 16a und 16b gegeben.

Entspred'rend dem Ubergang zur verstärkten Anwendung graphisdrerBeredrnungen
ist die Tafel 2 ,,Fehlergrenzen für die Flächenermittlungen" in 5 Spalten aufge-
gliedert, von denen 4 (B-E) den verschiedenen Maßstäben der bei der halb-
graphisdren oder graphisdren Beredrnung benutzten Karte Rechnung tragen. Für
die Flächenermiulung auf Grund einer Karte I :5000, von Karten unrunder Maß-
stäbe oder von Flurkarten, die durdr Vergrößerung entstanden sind, ergeben sidr
die Fehlergrenzen ebenfalls aus der Tafel 2 ggf. durch Vervielfältigung der
lVerte in den Spalten D bzw. E (vergl. Anmerkungen auf Seite 32). Die Spalte A
mjt den kleinsten edaubten Abweidrungen f gilt nicht nur - neben den Spalten B

bis E - für den Vergleidr mit der budrmäßigen Fläche in den in Frage kommenden
Fällen, sondern audr für abgested<te Sollflädren (13.48). Beim Vergleidr mit der
buchmäßigen Fläche ist die neuermittelte Flädre einzuführen, wenn sie zweifelsfrei
den bisheri gen Flächennachwei s verbesse rt (1 3.7 5).
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15. Einmessung topo graphischer Gegenstände.
Dieser Absdrnitt ist neu. ln 15.12 ist die ,,Topographisd,e Einmessung der Ge-
bäude" zum Untersdtied von der Gebäudeeinmessung gelegentlidr von Fortfüh-
rungsvermessungen (15.11) behandelt. Topographisdre Gegenstände können ohne
Angabe von Maßen im Felde kartiert werden (15.22).

16. Bei gebrachte Vermessun gsschriften.
Nadr 16.02 sind die Vermessungsstellen für die Ridrtigkeit der hergestellten Ver-
messungssdriften in sad'rlicher und formeller Hinsidrt verantwortlich. Die Richtig-
keit der beigebradrten Vermessungssdrriften ist auf der Crenzverhandlung
zu besdreinigen. Offentlidr bestellte Vermessungsingenieure und die sonstigen Ver-
messungsstellen (1.021 c) dürfen katasteramtlid-re Vermessungsunterlagen nur für
ihre eigenen Zwecke verwenden und nidrt weitergeben oder austausdren (16.03).
Für die Ubernahme der Vermessungsschriften ist keine bestimmte Frist gesetzt; sie
sind alsbald, d.h. z. B. audr ohne Bevorzugung der beim Katasterämt bean-
ffagten Vermessungen zu übernehmen (16.06). Ceringfügige Mängel der Ver-
messungsschriften sind vom Katasteramt kurzerhand zu beseitigen (16.072).

Ein eingehendes Sadrverzeidrnis am Schluß der Anweisung erleichtert das Zu-
redrtffnden.

Faßt man die wesentlidrsten Merkmale der neuen Anweisung zusammen, so läßt
siclr wohl'feststellen: durdr die Neubearbeitung sind eine große Zahl von einzelnen
Runderlassen weggefallen (vergl. Absatz (8) des o.a.RdErl. vom 3. 7. 57). Der Text
ist von überholten und zahlreidren sonstigen Bestimmungen befreit, die nadr dem
Ausbildungsstand der Berufsträger, weldre nadr der Anweisung arbeiten sollen, als
selbstverständlidr und daher für die Aufnahme in die Anweisung entbehrlicfi anzu-
sehen waren. Jeder häuftger vorkommende Sadr- oder Redrtsbegriff ist durdr eine
klare Deffnition festgelegt. Die Anweisung hat eine neuzeitlidre Gestaltung erfahren.

§(ridrtiger aber sind m. E. die neuen Gedanken, die den Inhalt der Anweisung
geprägt haben, vereinfachte Verfahren und erweiterte Fehlergrenzen bei der
Grenzfeststellung dienen der Anpassung des Aufwandes an den Erfolg, der je nadr
den unterlagen im Einzelfall erreidrbar ist. Die Ausführung moglichü jedei Fort-
führungsvermeszung als Neuvermessung, die Förderung äer ka.terrerneuerung
irn 7,uge der Bearbeitung der Fortführungsvefinessungen, der Ubergang zu gra-
phisdren Flädrenberedrnungsverfahren, zahlreidre sonstige vermessungsiedrniidre
und verfahrensmäßige Neuregelungen dienen offensidrtlidr dem Ziel einer Verein-
fadrung und einer wirtsdraftlichen_Gestaltung der Fortführungsveffnessungen, ohne
ihren rwert zu beeinträdrtigen, vielmehr um ihre verwendbarleit und ihren Nutzen
für die Zukunft zu steigern.

lüTasserrecht in Schaumburg - Lippe
Von Regierungsvermessungsreferendar Dipl.-Ing. schwarzbach, Regierung Hannover

unter den Landkreisen Niedersadrsens nimmt der Kreis Sdraumburg-Lippe inso-
fern eine besondere Stellung ein, als er trotz seiner geringen Grö-ße von rund
340 qkm bis in die jüngste Vergangenheit ein selbständiges Staatsgebilde innerhalb
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des Deutsdren Reid,es darstellte. Diesem Staate stand als Ausfluß seiner Souveräni'
tät audr nadr Maßgabe der Reidrsgesetze die eigene Landesgesetzgebung zu. Audr
nadr der am 1. 1 1. 1946 erfolgten Einbeziehung Schaumburg-Lippes in das Land
Niedersadrsen ist das geltende sdraumburg-lippisdre Redrt in seiner \üirksa.mkeit
nicht berührt worden (Verordnung 55 der Militärregierung). So haben heute noch

bei der Entsdreidung wasserredrtlicher Angelegenheiten die landesredrtlidren Rege-

lungen große praktisdre Bedeutung. Bevor nun auf den damit in Zusammenhang
stehenden Fragenkomplex eingegangen werden kann, erscheint es nötig/ den Begriff
\Wasserredrt erst einmal allgemein abzugrenzen.

Am natürlid'ren \Tassedauf darf man unterscheiden 
'

1. Die a I I g e m e i n e, auf dem Grundeigentum aufbauende Privatredrtsordnung, die
für den Grundbesitz und seine Nutzung besteht und die außerhalb der Grcnzen
des §/asserlaufs gilt. Für Streitigkeiten sind die ordentlichen Geridrte zuständig.

2. Die besondere Ordnung, das ,,§üasserredrt", unter der der §Tassedauf mit
seinen Teilen - Bett und fließende \7el1e - steht.

Sie ist ganz oder überwiegend öIfentlidr-redrtlicher Natur.

Die Trennungslinie zwisdren beiden Herrsdraftsbereichen ist die Uferlinie, die nadr

natürliclen Merkmalen gesetzlidr - nadr den \Wassergesetzen der einzelne;r I,än-

der jeweils etwas verschieden - bestimmt ist. Zwischen den beiderseitigen Ufer-
linien gilt die besondere Ordnung, landeinwärts derUferlinien die allgemeine.
Dieser Grundsatz wird oft durdrbrochen; er gilt nur ganz im allgemeinen. Da das

Ufer und der \üüasserlauf in einer sehr engen Beziehung zueinander stehen, ist das

Ubergreifen des einen Herrsdtaftsbereichs in den anderen unvermeidbar. Hinzu
kommt, daß Anderungen am \trüasseilauf eine Anderung der Grenze zwischen den

genannten Herisdraftsbereichen zur Folge haben und, falls die Uferlinie zugle^ch

die Eigentumsgrenze des Anliegers darstellt - das Ufergrundstüd< also nidrt in
das Bett des \Wasserlaufs hineinreicht - zugleidr audr eine Anderung der privaten

Grundstticksgrenzen gegeben ist.

Aus dieser nahen Beziehung ergibt sidr, daß das eigentliche Grenz- und Eigentt:ms-

redtt an den Gewässern in die Ordnung des Spezialredrts, d. h. in die §Tasser-

gesetze der einzelnen länder, verwiesen ist, nidrt aber in das allgemeine bArgerlidre

R.edtt. Dabei werden die Grundsätze sowohl des Privatredrts als auch des öfient'
lidren Redrts vertreten. Dem Privatredrt kann man die Bestimmungen über die

Eigentumsredrte des einzelnen Anliegers zurechnen, dem öffentlid-ren Redrt die

Vorsdrriften über den Anspruch der Gesamtheit auf eine geordnete §7'asserwirt-

sdnft. Ein rein privatrechtlidrer Aufbau der tVassergesetze verbietet sich durd'r die

Notwendigkeit äiner \üahrung der Interessen des ö{fentlidren \ü'ohls'

In Sdraumburg-Lippe fehlt nun eine umfassende Regelung des §7'asserredrtes. Die

geringe Größe" de; iardes und das unbedeutende Cewässernetz - ein natürlicfier

Vassärla,rf I. Ordnung ist im Kreisgebiet z. B. nidrt vorhanden - sind eine Er-

klärung dafür. Ledigli.h di" Räumung, der Ausbau und die Unterhaltung der

§(las.eiläufe haben ii den Landesgesetzen vom 31. März 1898, vom 19. Juli 1919

und vom 26. Mai 1935 eine ausreidrende gesetzlidre Regelung gefunden'

Außerdem werden im Vertrag zwischen Preußen und Sdraumburg-Lippe, betreffend

die Beseitigung von Grenz- urrd Hoheitrrtreitigkeiten vom 29. Dezember 1885, die

Eigentumsl urid Hoh"itrgrenzen an den Grenzbächen festgelegt. Von einiger Be-
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deutung in wasserredrtlidrer Beziehung ist noch der Staatsvertrag zwisdten Preußen
und_sdraumburg-Lippe wegen Fortführung des Rhein-veser-Kanals - jetzt Mittel-
landkanal - durdr das Fürstentum schäumburg-Lippe vom 19. okiober 1906.
Audr hier werden die Eigentumsverhältnisse geregelt.

vor dem Inkrafttreten des Bürgerlidren Gesetzbuches galt in sdraumburg-Lippe auf
dem Gebiete des Privatrechts ergänzend (subsidiär) gemeines Redrt. 

-Diesäs 
gilt

demnach audr heute nodr insoweit, als durdr das Einführungsgesetz zum BGB iin
Gegenstand landesred-rtlidrer Regelung vorbehalten ist,.eine soldre aber nidrt vor-
liegt, wie z.B. auf dem Gebiete des \Wasserredrts. Da in Sdraumburg-Lippe aber
Bestimmungen für die speziell uferredrtlidren veränderungen (Anlandung, Ab-
schwemmung, Insel, verlassenös Flußbett usw.) fehlen, so muß man also bei ufer-
redrtlidren Entsdreidungen auf die Redrtsnormen des gemeinen Redrts zurüd<greifen.
Das ,,Gemeine Redrt", das durdr Verschmelzung des römischen Redrtes mit dem
einheimisdren Redrtsgewohnheiten entstand und deshalb mit deutsdrrechtlidren Ce-
danken stark durdrsetzt is\ kennt eine Einteilung der Gewässer in ,,öffentlidre',
und,,nidrt öffentlidre".
zu dea öffentlidren cewässern gehören das Meer mit den Küsten und die größe-
ren dem gemeinen Gebraudr bestimmten Gewässer. Das Bett der Gewässei wird
von demjenigen Teile des Landes (Boden) gebildet, welches nach den regelmäßigen
Verhältnissen des rJ(/asserstandes mit§/asser bedeckt ist; es umfaßt die Bodenfläche,
worauf das §Tasser steht und das sidr an die Sohle anschließende Seitenland, so-
weit es regelmäßig unter dem §7'asserspiegel liegt. §7o der spiegel,,der rvasserstand
aufhört, da beginnt das ufer. Bei wedrselndem \Tasserstand gilt für die Annahme
der uferlinie, sei es als Begrenzung des Flußbetts, sei es als Eigentumsgrenze, der
,,hödrste gewöhnlid-re §Tasserstand" (Entscheidung des Reidrsgerichti in zivil-
sadren 8726).

Eigentums- und uferrechtliche Grundsätze
bei öffentlichen Cewässern

a) Das Bett öIfentlidrer Flüsse ist als eine dem öfientlichen Gebraudr dienende
Sadte dem privaten Eigentum entzogen.

b) Eigentum an der fließenden \7elle erkennt das gemeine Recrt nid-rt an. Audr
der Staat hat kein Eigentumsredrt am Fluß; lediglidl ein beschränktes Hoheits-
recht, als dessen Ausfluß ihm jedodr die Gesamthiit der Nutzungen zusteht.

c) Das ufergrundstück reicht wasserseitig bis zur ufedinie und endet an der
nädrsten Eigentumsgrenze landeinwärts.

d) Anlandungen an ufergrundstüd<en fallen den Anliegern als Eigentum zu, ohne
Rücl<sidrt auf die Art ihrer Entstehung.

e) Anschüttungen im Flußbett werden 
-.ohne Rücftsicht darauf, wer sie vorge-

nornmen hat - rechtlidr den Anlandungen gleidrgead-rtet (urteil des Rei&s-
geridrts vom 27. 6. 1934). Durdr Ansdrüttung gewonnenes Neuhnd gehört den
Anliegern.

f; seen, die von öffentlidren Flüssen durdrflossen werden, rechnen als öfientlidre
Gewässer. Anlandungen gehören folgeridrtig den Anliegern

g) Die in einem öffentlidren Flusse entstandene Insel fällt in das Eigentum der
ansdrließenden Grundeigentümer. Die Grenze ihrer Beredrtigung wird gebildet
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einerseits durdr eine durdr die Mitte des Flusses gezogene Linie, andererseits

durdr Linien, weldre auf diese Linie von den Grenzpunkten der einzelnen

Grundstüd<e senkrecht gezogen werden.

h) Ebenso verhält es sid-r, wenn neuer Grund und Boden dadurdt entsteht, daß

ein öfientlidrer Fluß sein Bett vedäßt.

i) In gleidrer V'eise fällt das durdr Ansdrwemmung neu entstandene Grundstüd<

in das Eigentum desjenigen, an dessen Grundstück es angesdrwemmt ist.

Nicht öffentliche Gewässer

a) Zu den nidrt öffentlidren Gewässern reclnen u. a. solche, die nid'rt in festen

Gerinnen fließen, z. B. Teidre, Veiher, Seen; kurz alle gesd'rlossenen Gewässer.

Sie gehören zu den umsdrließenden Grundstüd<en und stehen, soweit sie innerhalb
des Besitztums eines Eigentümers liegen, in dessen freier Verfügungsgewalt. Audr

Quellen sind gemeinrechtlich ein Teil des Grundstüd<s und stehen wie diese im
unbesd'rränkten Eigentum des betrefienden Besitzes.

b) Privatflüsse sind alle §Tasserläufe, welche in festem Gerinne fließen und auf
ihrem l,aufe die Grundstüd<e mehrerer Eigentümer berühren.

Für das Gebiet des gemeinen Redrts war die Frage, weldre §Tasserläufe als private
oder als öffentlidre anzusehen sind, nidrt entsdrieden. Die Ansidrten waren je nadr
der römisdr- bzw. deutsdrredrtlichen Ansdrauung verschieden. \7ährend die erstere
jeden §Tasserlauf ,,quod perenne fluit" (was dauernd fließt) als einen öffentlidten
bezeidrnet, ist nadt deutsdrredrtlidrer Ansd'rauung die Sdriff- bzw. die Flößbarkeit
entsdreidend. Der widersprechende Rechtszustand wurde erst durd'r das Urteil des

Reidrsgeridrts vom 28. 10. l9l2 beseitigt. Es brachte den Standpunkt zur Geltung,
daß alle ständig fließenden und natiirlidren 'Wasserläufe ohne Rücksidrt auf ihre
Größe als öffentlidre, dem Privateigentum entzogene und dem gemeinen Cebraudr
unterworfene Gewässer anzusehen seien.

Die gemeingebräuchlichen Benutzungsredrte werden - wenngleich nidrt dem Privat-
redrt angehörig - seit der Redrtssprechung durdr die ordentlidren Cerichte ge-

sdrützt, die sich dabei an die römisdren prätorischen Edikte anlehnen.

Besondere Redrte konnten an den öffentlidren Gewässern durdr Verleihung oder
unvordenklidre Verjährung entstehen und hatten dann privatredrtlid,e §Tirksamkeit;
besonders fielen die Stauredrte für Mühlen darunter.

Dem allgemeinen Interesse an den rü(/asserläufen entspricht deren Unterstellung
unter die öffentlich rechtlidre Gewalt des Staates.

Die vorstehend erwähnten widersprudrsvollen Auffassungen über das §7'asserredrt

im Geltungsbereid-r des gemeinen Redrts blieben natürlidr auch in Schaumburg-

Lippe nidrt ohne Einfluß.

Das Gesetz betrefiend die Vermessung, Bonitierung und Katastrierung des Landes

vom 3. Januar 1873 bestimmt in Artikel 7, daß das aufzustellende Flurbudr sämt'

lidre Liegensdraften des Gemeinde- und des abgesdrlossenen Domanialbezirkes in
ihrem nitürlichen Zusammenhange und mit Bezeidrnung ihrer Kulturart und ihres

Flädreninhaltes übersidrtlich nachweisen, zugleidr in Verbindung mit der Mutter-
rolle, deren Grundlage es bildet, die Artikelnummern der letzteren und die Namen

der Eigentümer der einzelnen Liegensdraften enthalten soll.
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Bestimmungsgemäß wurden danadr audr die Gewässer des Fürstentums in das

Landeskataster aufgenommen. Bis auf wenige Ausnahmen erfolgte die Eintragung
der fließenden Gewässer unter der Bezeichnung ,,öffentlidre Gewässer". Daneben
findet sich innerhalb des Domanialbezirks die Bezeidrnung ,,domaniales Gewässer".
Audr kommen Eintragungen kleiner Bäche auf den Namen Se. Durdrlaudrt des

Fürsten Adolph Georg, des Fürstlidren Domaniums und der Gemeinden vor.

Am 19. November 1891 gab die Fürstlidr-Sdraumburgisdre Landesregierung auf
Antrag der Fürstlichen Rentkammer dem Katasteramt Anweisung, in allen Doku-
menten des Landeskatasters neben der Eintragung ,,öffentlidre Gewässer" den Zu'
satz ,,Fürsdidres Domanium" zu madlen. Die Landesregierung stand dabei auf dem
Standpunkt, daß die fließenden Gewässer - audr innerhalb der Bezirke der Stadt-
und Landgemeinden - nadr dem Landesredrt unter der redrtlidren Herrsdraft des

Fürsdidren Domaniums und nicht des Staatsffskus oder gar der Gemeinden stehe.
Sie beruft sidr dabei auf das Verfassungsgesetz vom 17. November 1868. Im Titel
V Art. 49 heißt es da:

,,Die zum Domanio gehörigen Vermögensobjekte und die demselben zustehenden
Gerechtsame, als namentlidr auch Güter, einzelne Grundstücke, Forsten, Flüsse und
Gewässer, Lehns-, gutsherrliche und andere Gefälle, resp. deren Aequivalente,
Schlösser . bilden das unteilbare und in seinem wesentlidren Bestande un-
veräußerlidre Fideikornmißgut des jetzt regierenden Fürstenhauses, dessen Besitz
und Genuß dem jeweiligen Oberhaupte desselben zusteht."

Trotz der von dem damaligen Katasterkontrolleur Fröhling angemeldeten Bedenken,

daß aus dem Artikel 49 der Landesverfassung nidrt ohne weiteres ein Eigentums-
recht am Grund und Boden der §Tassedäufe nac.hzuweisen sei, mußten dodr sämt-
lidre im Kataster nadrgewiesenen fließenden Gewässer mit dem obenerwähnten
Zusatz versehen werden. Eine Eintragung in das Grundbudr erfolgte aber audr nad-r

der Einführung der Reidrsgrundbudrordnung vom 27. März 1897, die die Verbin-
dung zwisdren Kataster und Grundbucl in feste Formen brachte, nidrt.

Am 7. April 1911 kam es zu einem die Eigentumsverhältnisse an den fließenden
Gewässern eindeutig regelnden Beschluß des Fürstlidren Landgerichts. Der Besdrluß
weist die Besdrwerde der Fürstlidren Hofkammer, als Vertreterin des Domaniums,
gegen eine Verfügung des Amtsgeridrtes Büd<eburg vom 15. Juni 1910 zurüd<. Die
Verfügung geht lnhaltlidr dahin, daß ein infolge der Verlegung des Bettes des
Sdrloßbaches in der Gemarkung Büd<eburg trod<engelegtes Badrteilstüd< nidrt auf
Namen der Erwerberin, der reformierten Kirdrengemeinde zu Büd<eburg, im Lan-
deskataster umzusdrreiben sei, weil das Teilstück (die Kirdrengemeinde wollte es
vom Fürstlicllen Domanium erwerben) als Teil eines öffentlidten Flusses nadr dem
im Fürstentum zur Anwendung gelangenden gemeinen Recht res nullius sei. Das
Geridrt hat die gesdridrtlidre Entwiddung des Fürstentums und des Landesredrtes
untersud'rt mit der Feststellung, daß ein Eigentumsredrt des Fürstlichen Domaniums
an dem Bette und an den Ufern der fließenden Gewässer nidrt begründet werden
könne, und daß, wenn nac.h Inhalt der Landesverfassung vom 17. November 1868
die beständig fließenden Gewässer zum Domanium gehören, dies nur die im deut-
sdren Redrte begründete Bedeutung habe, daß die Herrsdraft über die beständig
fließenden Gewässer, weldre sonst der Staatsgewalt zustehen, in Rüd<sicfit auf die
Bädre des Landes bei dem Domanium auf Grund der früheren Grundherrlidrkeit
verblieben sei. Das Geridrt erachtete audr für das Gebiet des gemeinen Redrtes die
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Grundsätze des alvens derelictus (vedassenes Flußbett) auf künstlidr trod<engelegte
Flußbette für anwendbar; das verlassene Flußbett muß demnadr den Anliegern zu-
fallen.

Die Feststellungen des Fürstlidren Landgerid-rtes wurden am 6. Oktober 1911 in
der Begründung des Besdrlusses des Ersten Zivilsenats des Königlich Preußischen
Oberlandesgeridrtes für das Fiirstentum Sd-raumburg-Uppe in Celle, der die Ab-
weisung der weiteren Besdrwerde der Fürstlichen Hofkammer zum Inhalt hat, nodr
einmal ausdrücftlid1 bestätigt. Das Oberlandesgericht geht audr auf den von der
Sdraumburg-Uppisdren Landesregierung seinerzeit erzwungenen Zusatz,,Fürstlidres
Domanium" bei den ,,öffentlidren Gewässern" der Katasterurkunden einr ,,§7enn
das Katasteramt auf Anordnung der Landesregierung in seinLn Urkunden zu den
öffentlichen Gewässern den Vermerk ,Fürstlicl-res Domanium' hat madren müssen,
so sollte damit keine Entscheidung über die Natur dieser Gewässer getroffen, viel- 

'

mehr nur ausgedrüd<t werden, daß dem Domanium seine Ansprüche auf die regalen
Nutzungen an diesen Cewässern nicht haben besffitten werden solllen."

Auf Grund des Teilungsvertrages über das Domanium vom 23. April i 3. Mai 1920
gingen die bisher für das Domanium oder für Se. Durdrlaucht den Fürsten Adolf
zu Sdraumburg-Lippe eingetragenen Bäche innerhalb des nunmehrigen Freistaates
Sdraumburg-Uppe als öffentliche Gewässer auf den schaumburg-lippischen Staat
über. Ausgenommen blieben hiervon diejenigen Bädre, die ganz innerhalb des dem
Fürsten verbliebenen Besitzes vedaufen und solctre Teilstrecken von Bächen, die an
beiden Uferbreiten von fürstlichem Besitze begrenzt werden. Mit Verfügung vom
30. November 1929 wurden die fraglidren Gewässer auf den Namen des Freistaates
Schaumburg-Lippe in die Katasterurkunden eingetragen. In Klammern wurde die
Bezeichnung ,,öffentlidre Gewässer" beigefügt. Die Verfügung vom 18. August 1939
bracfite die Umschreibung auf das ,,Land Schaumburg-Lippe", die am 1. November
1946 erfolgte Eingliederung in das Land Niedersadrsen die dementspredrende Ein-
tragung der Gewässer auf das Land Niedersachsen.

Der Nachweis der Gewässer im Landeskataster.

§7ährend die Verordnung vom 9. Februar 1874 zur weiteren Ausführung des

Katastergesetzes festlegt, daß die Grenzen der Gemarkungen, Gemeinde- und ab-
gesdrlossenen Domanialbezirke, sowie sämtliche Eigentumsgrenzen mit Grenzsteinen
zu vermarken sind, wird im § 2 derselben Verordnung gesagtr daß die Vermarkung
vollständig unterbleiben kann, wenn ein öffentlicher §Tasserlauf die Grenze bildet.
Eine Anweisung darüber, was an den öffentlichen Gewässern als Grenze ahzuhalten
sei, ffndet sidr jedoch nirgends. Die Festlegung der Eigentumsgrenzen nach dem

,,höchsten gewöhnlidren \üTasserstand" im Sinne des gemeinen Rechts war natur-
gemäß damals nidrt möglich. Bei der Anfertigung der Flurkarten hat man den zur
Zeit der Aufnahme vorhandenen §[asserstand oder die Böschungskanten als Be-

grenzung der Cewässer angenommen, sodaß die im Kataster dargestellten Gewässer

im allgemeinen nicht das sind, was das gemeine Recht unter Gräben, Bädreh, Flüssen

usw. versteht.

Aber selbst wenn ursprünglidr eine Ubereinstimmung der Kartengrenze mit der
Uferlinie bestanden hätte, so wäre sie doch wieder verlorengegangen, da sidr die
Vasserläufe seit ihrer Uraufnahme verändert haben. Die Grenze zwischen '§7'asser

und Land ist veränderlicl und nicht ein für allemal in der Ortlichkeit bestimmt. Es
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ergeben sid-r Veränderungen hinsidrtlidr des Eigentums, der Form und der Nutzungs-
art. Kataster und Katasterkarte vermögen dieser Beweglichkeit des §Tasserlaufs
nidrt ohne weiteres zu folgen; sie können nur dessen örtlidre Lage zum Zeitpunkt
der Messung wiedergeben. Daraus müssen im Laufe der Zeit Abweidrungen des
Katasters gegenüber der Ortlidrkeit erwadrsen. Es bestimmen sidr dann aber - in
Ubereinstimmung mit dem gemeinen Redrt - Lage und Umfang des \Wasserlaufs

und die Begrenzung des Ufergrundstüd<es nadr der Ortlidrkeit und nidrt nach dem
Katasternachweise. Da der \Tidersprudr zwisdren Ortlidrkeit und Kataster nidrt zu
beseitigen ist, kann audr die Redrtsprechung den Katasterangaben an Gewässern
keine unbedingt zwingende Bedeutung zumessen.

Ausnahmen könnten nur dort gemacht werden, wo nidrt die Uferlinie, sondern eine
abweidrend vereinbarte Grenzlinie die Eigentumsgrenze gegen das §(asserlauf-
grundstüd< darstellt. Das ist überall da der Fall, wo nadr der Einführung des Ver-
markungszwanges durdr das schaumburg-lippische Vermarkungsgesetz vom 3. April
1914 §Tassergrundstücfte infolge von Zusammenlegungen, künstlicher Sdrafiung
von lVassedäufen usw. neu ausgewiesen und die Grenzen versteint worden sind.
Dabei sind durdrweg sdrmale Uferstreifen als Bestandteile der \üTasserläufe katastriert
und rVasserlauf und Uferstreifen unter einer Flurstücksnummer nachgeyiesen
worden. Da in Schaumburg-Lippe die Katastermessungen nach den pr..rßird-r.n
Anweisungen durdrgeführt werden, ist es zweckmäßig, sidr in den vorstehend er-
wähnten Fällen nad-r der Verfügung des preußisdren Finanzministeriums vom
18. Mai 1917 (PrFinMin.Bl. 1917 S. 177) zu ridrten. In der Verfügung heißt es:

,,Bei dieser so befolgten Ubung in dem Katasternadrweise (Katastrierung von
sdrmalen Uferstreifen als Bestandteil der §Tasserläufe) muß es audr für die Zukunft
sein Bewenden behalten, und dies sdron deshalb, weil es bei dem vielfach kleinen
Maßstabe der Katasterkarten unmöglidr sein würde, die in der Regel nur geringe
Breite aufweisenden Ufergrundstücke vorgedachter Art in ihnen deutlidt zur Dar-
stellung zu bringen. Es kann daher keinem Zweifel unterliegen, daß bei soldren
Katasterparzellen, die im Sinne des \Wassergesetzes zugleidl §Tassedauf und Ufer-
grundstüd< nadrweisen, die Feststellung der recltlidren Grenzen gegen Nadrbar-
grundstücfte bei der Ausführung von Fortschreibungsvermessungen sidr nicht nadr
den Bestimmungen des §Tassergesetzes, sondern allein nadr den allgemeinen Be-
stimmungen der Ergänzungsvorschriften vom 21. Februar 1913 richten muß." Auch
dürften diese Grundsätze bei etwaigen Grenzherstellungen am sdraumburg-lippi-
sdren Teil des Mittellandkanals besondere Bedeutung erlangen.
Bei den im Vertrag vom 29. Dezember 188J zwisdren Preußen und Sdraumburg-
Lippe festgelegten Eigentums- und Hoheitsgrenzen (die Hoheitsgrenzen sind seit
dem Gesetz vom 30. Januar 1934 betr. den Neuaufbau des Reidres lediglidr ver-
waltungsbezirksgrenzen) an den Grenzbädren, müßte ebenfalls nadr den Bestim-
mungen der Ergänzqngsvorsclrriften verfahren werden.

Grundbuchrecht und \i7asserrecht
In Schaumburg-Lippe waren in Auswirkung der Rechtsnormen des gemeinen Rechts
die fließenden Gewässer im allgemeinen nidrt budrungsfähig. seiidem ubergang
der Justizhoheit von den Ländern auf das Reich (r9ai) wurde im s 3 der Grind]
budrordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. August 1935 eine neue
Regelung dahin getroffen, daß alle lü/asserläufe ausnahmslos ein Crundbudrblatt
auf Antrag erhalten können. § 3, Abs. 1 der GBo stellt den Grundsatz des Buchungs-

\'-
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zwangs auf, während Abs. 2 a Ausnahmen hiervon zuläßt zugunsten von bestimmten
Arten von Grundsti,icken, bei denen mit Rücksidrt auf die Redrtsstellung des Eigerr-

tümers oder die Zweclbestimmung des Grundstücks die Anlegung eines Crund'
budrblatts unzweckmäßig sein kann. Zu diesen Grundstücken gehören audr die
§7asserläufe und \üflasserlaufanteile; sie sind zwar budrungpfähig, aber nidrt
budrungspflidrtig. Zum Untersdried dagegen erhalten Seen und See-Anteile, un'
besdradet des Abs.2a ein Grundbudrblatt stets von amtswegen.

Bei Veränderung des Eigentums an nidrt gebudrten und nidrt bud,ungspflidrtigen
Grundstücften (§Tasserläufen) ist in Sd'raumburg-Lippe auf, Grund des Art. 127,
Einführungsgesetz zum BGB, die Ubertragung des Eigentums oder die Bestellung
eines Redrts an einem budrungsfreien Grundstüd< (\flasserlauf) ohne vorgängige
Eintragung möglid'r, es genügt die geridrtlich oder notarisdr beurkundete Einigung
der Parteien. Die Fortführung des Katasters erfolgt auf Antrag unter Vodage des

beurkundeten Vertrags.
Bei Durdrführung von Teilungen budrungsfreier Grundstüd<e können diese Be-

stimmungen z. B. dann Bedeutung erlangen, wenn bei künstlidrer Verlegung eines
§Tassedaufes Teilflädren budrungsfrei oder umgekehrt budrungspfli&tig werden.
Im ersten Fall kann ihre Ausbudrung (§ 3.2b GBO) sowohl bei Erwerb unmittel-
bar, als aud, nodr später beanragt werden. Der Antrag ist formlos, er hat aber nur
dann Erfolg, wenn die Abteilungen II oder III Eintragungen nidrt enthalten.
Zusammenfassend lassen sidr nadr Matthes, ,,§Tasser- und Uferredrt", drei Fälle
untersdreident
1. Soll ein nidrt gebudrter \Tassedauf oder §Tasserlaufanteil, der audr bisher nidtt
buchungspflidrtig war, an eine dem Buchungszwang unterliegende Person veräußert
werden, so muß Auflassung erfolgen, zuvor aber ein Grundbudrblatt für den Ver-
äußerer angelegt werden.
2. Vird ein im Grundbud, verzeichneter \Wasserlauf ungeteilt an einen nidrt dem
Budrungszwang unterliegenden Erwerber veräußert, so vollzieht sidr der Eigentums-
übergang nadr Vorsdrrift der §§ 873t 925 BCB. Auf Antrag des Erwerbers erfolgt
die Ausbuchung des betr. Grundstüd<es (§ 3, 2b GBO).
3. Soll unter 2. nur ein Teil des §(asserlaufs zur Absdrreibung gelangen, so unter-
bleibt auf Antrag des Erwerbers die Anlegung eines neuen Blattes für den abzu-
trennenden Teil.
Für die Grundbuchberidrtigung bei uferredrtlidren Veränderungen gelten nodr
folgende Regeln'
a) Durch ,,natüdidre Vorgänge" verursadrte Eigentumsveränderungen werden im

Beridrti gun gswege beri chti gt.

b) Veränderungen des Eigentums infolge ,,künstlicher" Maßnahmen erfolgen durdr
Beurkundung und Auflassung.

Da Beridrtigungen infolge uferedrtlidrer Veränderungen nidrt nur tatsädrlidrer,
sondern audr redrtlidrer Natur sind, muß dem Grundbudrridrter die Entsdreidung
über ihre Aufnahme in das Grundbudr vorbehalten bleiben (§ 8, 1 der Allgem.
Verfügung d. RJM. v.20. 1.1940, betr. Erhaltung der Ubereinstimmung zwisdren
Grundbudr und Reichskataster).

Li te rat u rve r z e i chn i s : §Tilhelm Matthes ; §7'asser' und Uferred:t
Vüsthofi; Einführung in das deutsdre §Tasserredrt
Holtz-Kreutz-sdrlegelberger; Das Preußisdre'§Tassergesetz
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Kurzer Rü&blick auf die Arbeit der Vermessungs-
und Katasterverwaltung des Regierungsbezirkes Hannover

in den letzten 8 Jahren
Von Oberregierungs- und -vermessungsrat Prof. Dr. Engelbert, Regierung Hannover

§7ie in der gesamten Niedersädrsisdren Vermessungs- und Katasterverwaltung hat
audr bei den 9 Katasterämtern des Regierungsbezirks Hannover und den ver-
messungs- und katastertedrnisdren Dezernaten in den letzten Jahren die Arbeit
stetig zugenommen. Das Ausmaß der Zunahme an Arbeit läßt sidr gut aus der
Entwiddung der Einnahmen für die gebühren- und kostenpflid,tigen Anträge sowie
der Anzahl der in den letzten Jahren fortgesd'rriebenen Veränderungslisten ablesen.
Diese Angaben wurden deshalb in den Abbildungen 1 und 2 graphisdr dargestellt.
In weiteren Bildern sind die Anzahl der hergestellten Karten 1 :5000 und der
Arbeitsstand bei der Aufstellung des neuen Liegensdraftskatasters sowie der Per-
sonalstand für den Bezirk aufgezeigt.

Die Einnahmen haben sich
in den letzten 8 Jahren von
rd. 3 50 000 DM im Rech-
nungsjahr 1949 auf über
1 Million DM im Rechnungs-
jahr 1956 erhöht. Selbst
wenn man die Kostener-
höhungen durch die neue
Gebührenordnung v. 1 . I 2. 5 2

und durch die steigenden
Crundstüd<spreise berüd<-
sichtigt, bleibt mindestens
eine Verdoppelung der ge-
bühren und kostenpflichti gen
Arbeiten, die z, Z. im Ver-
gleich zum Jahre 1949 zu
erledigen sind. Eine ähnliche
Entwicklung nahmen die Ar-
beiten, für welche Gebühren-
befreiung gewährt werden
rnuß. Im Jahre 1949 betrugen
die nicht eingezogenen Ge-
bühren rd. 12 000 DM und
im Jahre 1956 rd. 4 5 000 DM.

Bild 1

Ein nah m e n d e r l/e r m essu n gs- u nd Kataste r rer wa I tu ng
des Regienungsbuirks Hanrtoven

in den Rechnungsjahnen 1949 - /956
ffitel 3,ZlO und l/, fnüher.3,4,20 u.2l)
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B i I d 2 Diese graphische Darstellung gibt einen Anhalt über die Zuname des

Grundstüd<sverkehrs im Regierungsbezirk Hannover in den letzten Jahren. Alle
mit dem Grundstüd<sverkehr im Zusammenhang stehenden katasteramtlichen
Arbeiten haben sich im Jahre 1 956 gegenüber dem Jahre I 949 mehr als verdoppelt.
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B i I cl 3 Das Schaubild zeigt den etwa gleichbleibenden Arbeitsfortschritt
der Karte I : 5000. Nicht berücksichtigt sind die Fortführungsarbeiten daran,

in demselben Maße zunehmen wie die Katasterplankarte fertig wird.
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B i I d 4 Das neue Liegenschaftskataster ist für etwa 2/e des Bezirks aufgestellt.
An denr Ergebnis ist die Vermessungs- und Katasterverwaltung des Regierungs-
präsidenten in Osoabrück mitbeteiligt, welche seit 3 Jahren bei der Aufstellung
mithilft. Einige Gemeinden sind auch von Offentlich bestellten Vermessungs-
ingenieuren bearbeitet worden,

Beamte und Angestellte

1949 1e50 1951 1952 1953 19il 1e55 1e56

B i I d 5 Das Schaubild zeigt die Entwiddung des Personalbestandes an Beamten
und Ängestellten (ohne Bodenschätzung). Mit nur 203 Kräften stand der Bezirk im
Jahre 1 949 voreiner gewaltigen Aufgabe. In derZwischenzeit hat sidr diezuerledigen-
de Arbeit mehr als verdoppelt. Sie muß von 248 Kräften in den Dezernaten und den

\-
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9 Amtern ededigt werden. Hierbei ist nodr zu erwähnen, daß ein großer Teil der

Personalvermehrung an das Katasteramt Hannover gegeben werden mußte (1949:

in den beiden Amtern Hannover-Stadt und Hannover-Land 38 Kräfte, 1956: in
dem zusammengelegten Amt 62 Kräfte), damit wenigstens in dem Ballungsraum
Hannover die vordringlichsten Aufgaben gelöst werden können.

S c h I u ß b e t r a c h t u n g :

§/as besagt nun dieser kurze Redrensdraftsberidrt? Erfreulidr ist, daß z. Z. im
Bezirk mehr als doppelt soviel geleistet wird als im Jahre 1949. Neben den reinen

Auftragsarbeiten konnte audr vieles zur Erneuerung des Katasters getan werden.
So sind sdron jetzt große Teile des Regierungsbezirks mit modernen Polygonnetzen
überded<tundrd.80/o der alten Inselpläne in Rahmenkarten I :1000, 1,2000 bzw'
1 :5000 umgestellt.

Die bedeutende Arbeitssteigerung ist möglidr gewesen durdr Verwaltungsverein-
fadrungen, verstärkten Geräteeinsatz, bessere räumlidre Unterbringung einiger
Ämter, durdr geringe Personalvermehrung und eine große Arbeitsleistung und

Arbeitsfreude der Verwaltungsangehörigen.

Die angedeutete erfreulidre Entwicklung der Arbeit im Regierungsbezirk Hannover
darf nidrt darüber hinwegtäusdren, daß die Amter wegen des zu geringen Personal-
bestandes und der sehr scfiledrten räumlichen Unterbringung einiger Amter, vor
allem des Katasteramtes Hannover, z. Z. vielfadr von Arbeit erdrüd<t werden.
Sdron jetzt sind so große Arbeitsreste vorhanden (2. B. rd. 1:OOO nodr einzu-
messende Gebäude, wofür die Kosten bereits vereinnahmt sind), daß eine geordnete

§[eiterarbeit ersdrwert wird. Voraussichtlidr wird die Arbeit in dem wirtsdraftlidr
günstig gelegenen Bezirk mit einer Flädre von 5627 qkm (zusammen mit dem Amt
Thedinghausen) und rd. 1,4 Millionen Einwohnern nodr weiter zunehmen. Es kann

aber nidrt mehr damit geredrnet werden, daß dieses erneute Mehr an Arbeit ohne

Personalvermehrung geleistet werden kann, zumal die durdr Anschaffung von

modernen Geräten und bessere räumlidre Unterbringung nod-r möglidre Rationali-

sierung dur& Arbeitszeitverkürzung aufgehoben werden dürfte. Es wird erforder-
hdr wärden, zumindest die Mögliclkeit zu sdraffen, daß die auslernenden Lehrlinge

im Bezirk sdraftigt werden können. Kräftereserven sind auch nod'r bei dem Personal

der Reid,sbodenschätzung vorhanden, wenn die Ubernahmearbeiten beendet sind.

Könnte jetzt sdron festgelegt werden, daß dieses Personal zur Vermessungs- und

Katasterverwaltung zurückkommt, so würde von diesen Kräften die jetzt z.T. auf'
kommende Unruhi über ihr weiteres beruflidres Sdrid<sal genommen. Eine soldre

Entsdreidung würde audr den Angehörigen der Vermessungs- und Katasterverwal-

tung neuen Auftrieb geben und die Arbeitsfreude erhalten, die sonst, wegen der

UnäOgfidrkeitt jetzt und audr in nädrster Zukunft gegen die Masse der Aufträge

anzukommen, leicht einer gewissen Mutlosigkeit weidren könnte.

Die Haftpflicht bei Kraft fahrzeugunfallen

Von Regierungsverrnessungsassessor Dr.-lng. Hake, Nieders. Landesvermessungsamt

Die ständig zunehmende Verkehrsdidlte auf allen Straßen und der wadrsende Ein'

satz von ft,raftfahrzeugen im öIlentlichen Dienst setzen jeden- Angehörigen der

Verwaltung, der sich niah.end seiner dienstlidren Tätigkeit im Straßenverkehr be-
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ffndet, einer erhöhten Gefährdung aus. Die Kenntnis der wid,tigsten Redrtsverhält-
nisse im Straßenverkehr und der Redrtsfolgen, die sidr aus einem Sdradensereignis
ergeben können, gewinnt damit eine gesteigerte Bedeutung. Für die Beteiligten an
einem Kraftfahrzeugunfall können insbesondere die Verpflichtungen zur Haftung
von einschneidender §Tirkung sein. Den nadrfolgenden Ausführungen liegt daher
in erster Linie der Gedanke zugrunde, einen Uberblid< über die zur Zeit gültigen
Haftpflidrtbestimmungen zu geben, wobei die besonderen Verhältnisse im öffent-
lidren Dienst weitgehend berüd<sidrtigt werden.

Im ersten Hauptabsdrnitt werden zunächst allgemeine Fragen der Haftung
behandelt, während im zweiten Abschnitt für den I(reis der verschiedenen
Ersatzpflidrtigen deren besondere Haftung erörtert wird. Im dritten Teil kommen
sdrließlidr Haftungsfälle zur Sprache, wie sie beim Betrieb versdriedener Arten von
Kraftfahrzeugen auftreten können.

Nidrt behandelt werden die Fragen, die im Zusammenhang mit dem Ersatz von
Sadrsdräden stehen, der bei Dienstunfällen mit Kraftfahrzeugen den Verwaltungs-
angehörigen durdr den Dienstherrn in einem bestimmten Umfange geleistet wird.
Derartige Ersatzleistungen fallen nidrt unter den Begriff der Haftpflid'rt, sondern
gehören in den Bereidr beamten- bzw. tarifredrtlidrer Verpflidrtungen. Der stetig
wadrsende Einsatz privater Kraftfahrzeuge im öffentlichen Dienst führt dazu, daß
die Verwaltungen Ridrtlinien für diese Ersatzleistungen aufstellen, damit eine mög-
lidrst gleidrmäßige Behandlung der Schadensfälle gewährleistet ist. Es sei hierbei
insbesondere auf die in die niedersädrsische Landesverwaltung bisher nodr nidrt
übernommenen Richtlinien hingewiesen, die durdr gemeinsames Rundsdrreiben des
Bundesministers des Innern und des Bundesministers der Finanzen vom 24. 5.1957
im gemeinsamen Ministerialblatt 1957, Seite 216 veröffentlid-rt sind.

1. Allgemeines zur Haftung im Straßenverkehr.
Die Redrtsfolgen, die sich aus einem Verkehrsunfall ergeben, können sowohl straf-
red'rtlidrer als audr privatredltlidrer Natur sein. Auf die strafred-rtlidre Seite soll hier
nicht eingegangen werden. Es ist jedodr widrtig zu wissen, daß Urteile im Straf-
verfahien für die privatredrtlidre Untersudrung der Sdruldfrage nidrt bindend sind.
Ein Freisprudr im Strafverfahren gilt z. B. privatredrtlidr nidrt ohne weiteres als
Beweis für eine in jeder veise beobadrtete sorgfalt des Beklagten. Andererseits
kann selbstverständlidr im zivilprozeß auf ein strafredrtlidres urteil Bezug ge-
nommen werden,

11. Begriffe der Haftung.
Entsdreidend für den umfang der Haftung ist zunäd-rst die Feststellung, aus
weldrem Haftungsbereidr die sidr durdr einen Sdraden ergebende Ersatzpflidrt ab-
zuleiten ist. Hierfür ist zu unterscheiden zwisdren

1. Versdruldenshaftung und
2. Gefährdungshaftung.

Die
aus

V e rs c h ul de n s h a f t u n g stellt die privatredrtliche Haftung einer Person

a) Vertragsverletzungen oder
' b) unerlaubten Handlungen

dar. Da bei Kraftfahrzeugunfällen vor dem Sdradensereignis zwischen dem Ersatz-
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beredrtigten und dem Ersarzpflid'rtigen gewöhnlidr kein Sdruldverhältnis (2. B.

Vertrag) besteht, kann auf die weitere Erörterung des Falles a) verzidrtet werden
(Ausnihme siehe bei 243b). Es bleibt demnadr die Haftung aus unerlaubten Hand-
lungen, die in den Bestimmungen des Bürgerlidren Gesetzbudres, und zwar in den

§§ 31 und89 (Haftung des Fiskus),

§§ 249-255 (Sdradensersatz),

§§ 823-853 (Unerlaubte Handlungen)

geregelt ist. Sie setzt - wie der Name sagt - ein Versdrulden (Vorsatz oder Fahr-
lässigkeiQ des Ersatzpflidrtigen voraus.

Mit dem Begriff der Gefährdungshaftung ist ein Haftungsbereidr gekennzeidr-
net, in dem ein Versdrulden des Ersatzpflichtigen nicht vorliegt, dieser jedoch zum
Sdradensersatz verpflidrtet ist, weil er gegen ein den Sdrutz eines anderen be'
zwed<endes Gesetz verstoßen hat. Zu derartigen sog. ,,Sdrutzgesetzen" gehören
z. B. die Arzneimittelverordnung, die Gewerbeordnung, das Lebensmittelgesetz,
das Urheberredrtsgesetz sowie audr das Straßenverkehrsgesetz (StVG) vom
19. 12. 1952 (BGBI. I S. 837). Die Bezeidrnung ,,Gefährdungshaftung" läßt erkennen,
daß es sidr hierbei um eine Ergänzung der allgemeinen Verantwortlidlkeit des

bürgerlidren Redrts handelt, die notwendig ist, weil die unter das Sdrutzgesetz
fallenden Verridrtungen (also z. B. der Betrieb eines Kraftfahrzeuges) eine erhöhte

,,Gefährdung" anderer Personen und Sachen darstellen. Nadr dem SIVG setzt daher
die Gefährdungshaftung bei Sdradensereignissen auch nur dann aus, wenn ein sog.

,,unabwendbares Ereignis"t) voiliegt.

Die beiden so erläuterten Haftungsbereidre untersdreiden sidr ferner in den fol-
genden Punkten:

a) Die Verschuldenshaftung nach BGB ist der Höhe nadr unbesdrränkt, während die

Gefährdtrngshaftung nadr SIVG durdr Hödrstbeträge begrenzt ist (§ 12SIVG).

b) Bei der Versdruldenshaftung ist der Kläger für das Versdrulden und den ursäch-

lidren Zusammenhang beweispflidrtig, während bei der Gefährdungshaftung der
Beklagte sdron dann völlig belastet sein kann, wenn der Unfallvorgang nicht
mehr aufzuklären ist.

c) Die Ersatzansprüdre verjähren bei Verschuldenshaftung in drei Jahren (§ 852

BGB), bei Gefährdungshaftung in 2 Jahren (§ 14StVG) von dem Zeitpunkt der

Kenntnis des Sdradens und der Person des Ersatzpflidrtigen an, ohne Rüd<sid'rt

auf diese Kenntnis in 30 Jahren von dem Unfall an.

Beispiele: Vird ein Radfahrer von einem Kraftfahrer _angefahren, weil dieser

infolge eines platzenden Reifens die Gewalt über den Kraftwagen vedoren hat, so

liegtiur eine Gefahrdungshaftung vorf wenn der Kraftfahrer sonst alle gebotene

Soigfalt beactrtet hat. Gelingt dem Radfahrer jedodr der Beweis, daß der Reifen

zur2eitdes Unfalls sidr in einem Zustand befand, der ein sorgfältiges Fahren nidrt

mehr ermöglidrte, so tritt neben die Gefährdungshaftung nunmehr aud, nodr die

Versdruldenshaftung.

Im Verhältnis von Kraftfahrer zum Radfahrer oder zum Fußgänger kann sidr die

Haftung des Kraftfahrers sowohl als versdruldens- wie aud'r als Gefährdungs-

haftuniergeben, während umgekehrt eine Haftung des Radfahrers oder des Fuß-

Ili"t!u*" rz.
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gängers nur aus deren Versdrulden abgeleitet werden kann, da diese Personen nidrt
unter die Haftpflidrtbestimmungen des SIVG fallen.

72. Crenzen und Umf ang der Haftung.
Das Verhältnis zwisdren Versdruldenshaftung nach BGB und Gefährdungshaftung
nadr SIVG ist geregelt

a) durdr § 823 (2) BGB, wonach die Ersatzpflidrt (nadr BGB!) nur im Falle des Ver-
sdruldens eintritt, selbst wenn nadr dem Inhalt des Schutzgesetzes ein Verstoß
gegen dieses audr ohne Verschulden möglidr ist; das bedeutet, daß die Ersatz-
pflidrt sich bei der Gefährdungshaftung aussd-rließlidr nadr dem SIVG ridrtet;

b) durdr § 16 SIVG, wonadr diejenigen Vorsdrriften unberührt bleiben, durdr die eine
Haftung in weiterem Umfange als nadr dem SIVG eintritt; das bedeutet, daß im
Versdruldensfalle die Ersatzpflidrt nach BGB neben die nadr SIVC treten,kann.

Eine Ubersidrt über die Haftungsbereiche ergibt sich aus dem nadrstehenden Schema'

Da nadr § 7 (2) SIVG weder ein Fehler in der Besdraffenheit des Fahrzeugs nodr
ein Versagen seiner Vorridrtungen (2. B. Bremsen, Lenkung) als unabwendbare Er-
eignisse gelten, dürfte der Fall der Nichthaftung sehr selten vorkommen. Tatsädl-
lidr hat audr bisher die Rechtspredrung das Vorliegen eines unabwendbaren
Ereignisses nur selten bejaht. De Beweispflidrt trifrt hierzu im übrigen den Ersatz-
pfli&tigen.

Die Begrenzung der Gefährdungshaftung nadr SIVG ergibt sidr aus den in § 12
SIVG festgelegten Hödrstbeträgen. So haftet der Ersatzpflidrtige z. B.

bei Personensdtaden bis zu 25 000 DM
bzw. bei mehreren Personen bis zu 75 000 DM
bei Sadrsdraden bis zu 5 000 DM

Der Umfang beider Haftungsbereidre ergibt si& im einzelnen aus der nadrfolgen-
den Darstellung,

Den Ersatzpflichtigen trifft

Verschulden kein Verschulden

I erobe Fahr- i Fuhr-vorsatz 1"il;tsl;; I rarrigkeit
ein unabwendbares Ereignis

liegt nicht vor I liegt vor

Urnfang der Haftung

Haftung

bei
als Verschuldenhaftun g
nadr BGB (unbegrenzt)

als Gefährdungshaftun g
nadr SIVG (mit HOchstbeträgen)

Tötung
§ 844

844

Beerdigungskosten

:

§

10

§

Ersatz für entzogenes Unterhaltsrecl-rt

t 10

t5t



('Fortsetzung) Haftung

bei
als Versd-ruldenhaftung
nach BGB (unbegrenzt)

als Gefahrdungshaftung
nac}r SIVG (mit Hochstbeträgen)

Tötung

und

Körper-

ver-

Ietzung

Heilungskosten bzw. Kc
§823 

]

A"fl*b",rg 
"d.t 

Mtrd.,
Vermehrung c

§843 i

Erschwerung des Fortkommens
§ 842

Ersatz für entgehende Dienste
§ 845

rsten versudrter Heilung

I

ler Bedürfnisse
§§ 10, lt

Körper-
verletzung

Schaden, der nicht Vermögens-
sc}aden ist (Schmerzensgeld)
§ 847

Sach-

schaden

Abschleppen, Instarrdsetzen, §Tertminderun g des beschädi gten Fahr-
zeugs ; Ersatzfahrzeug während der Instanclsetzung; Sachschaden
im Fah rzeug (Koffer, Geräte) ; Kleiderschäden; Plünderung; Sachen

unbeteiligter Dritter (auch Tiere).

13. Haftpflichtversicherun g.

Um den Sdrutz der Verkehrsopfer wirksamer zu gestalten, ist der Absdtluß einer
Haftpflidrtversicherung vorgesdrrieben durch das ,,Gesetz über die Einführung der
Pflidrtversidrerung für Kraftfahrzeughalter ..." (PflVG) vom 7. 11.1939 (RGBI. I
S. 2223). Das Gesetz ist Bundesrecht nadr Art. 74 (Nr. 11) und Art. 125 des

Grundgesetzes.

Nadr § 1 PflVG ist zum Absdrluß einer Haftpflidrwersicherung jeder Halterl)
eines Kraftfahrzeugs oder eines Anhängers mit regelmäßigem Standort im Inland
verpflichtet. Von dieser Verpflidrtung sind jedoch der Bund, die Länder, die Ge-

meinde- und Zwed<verbände und die Gemeinden über 100 000 Einwohner aus'

genommen (§ 2 PfIVG in Verbindung mit §§ | -2 der Durdrführungsverordnung
vom 6. 4.1940 (RGBI. I S.617) in der Fassung der Verordnungen vom 3.10.1941
(RGBI. I S.616) undvom 2r.?.1942 (RGBI.I S. 137).

Die Hafpfli&tversidrerung soll die durdr den Gebraud'r eines Kraftfahrzeuges
verursadrten Personen- und Sachsdräden ded<en. Der Begriff ,,Gebraudr" geht

weiter als der Begrifi ,,Betrieb"z;. Da die Gefährdungshaftung (§ 7 (1) SIVG) nur
beim Betrieb einietzt, geht demnach der Bereidr des Versidrerungssdrutzes über

den der cefährdungshaftung nadr stVG hinaus. Allerdings können dann audr bei

einem Gebraudr, der nidrt Betrieb ist, im Schadensfalle Versicherungsleistungen nur
in Betradlt kommen, wenn eine Versdruldenshaftung gegeben ist.

Die Haftpflid-rtversicherung geht auch hinsidrtlidr der Mindesthöhe der Versiche-

rungssummen (§ 4 PflVG i. Vbdg. m. §§ 7 bis 11 DVo) über die Hödrstbeträge

t) Zum Begriff des Halters siehe 21.
2) ,,Betrieb" heißt: die bestimmungsmäßigen Triebkräfte' äraßiger Bewegung einwirken lassen.
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der.Gefäh_rdungshaftung nadr § 12 stVG (siehe unter 12) hinaus. so betragen z.B.
die Versidrerungssummen

für Personensd-raden bei Fahrzeugen bis zu 6 plätzen 100 000 DM,
für Sachschaden 1/ro der Versidrerungssumme für personensdraden.

Damit wird erreicht, daß nidrt nur Ansprüdre aus einer Gefährdungshaftung, son-
dern audr soldre aus einer verschuldenshaftung 

- in schwerwiegenden 
-Fällen

wenigstens teilweise - durdr die versidrerung geded<t werden. Außer dieser ge-
setzlich festgelegten Mindesthöhe der Versidrerungssummen sind im sog. ,,Einhei-ts-
tarif für Kraftfahrtversicherungen" noch höhere versidrerungsru*men aufgeführt.
Dem Kraftfahrzeughalter steht damit die Möglidrkeit offen, durdr Absdrluß eines
höheren Tarifes das Risiko der persönlichen Haftgng, die durdr die versidrerung
nicl-rt mehr geded<t ist, zu vermindern. Eine solche persönliche Haftung würde in
ihrer ganzen Härte stets dann einsetzen, wenn der Umfang der Ersatzleistungen
über den Höd-rstbetrag der Versicl.rerungssumme hinausgeht. Für die Kraftverkehrs-
versidrerungen gelten einheitlidr die ,,Allgemeinen Bedingungen für die Kraftver-
kehrsversiclerungen (AKB)".

Freiwillige Versidrerungen, die der Halter neben der Haftpflidrtversidrerung
absdrließen kann und deren Bedingungen ebenfalls in den AKB festliegen, sinä
a) die Fahrzeugversic-herung als Versidrerung der Schäden am eigenen Fahrzeug,

b) die Unfallversidrerung als Versidrerung von Fahrzeuginsassen,

c) die Gepäckversid'rerung als Versicherung von im Fahrzeug mitgeführten Gegen-
ständen.

2. Die Ersatzpflichtigen und ihre Haftung.

Bei der bisherigen Erörterung der allgemeinen Haftungsgrundsätze ist zur Bezeidr-
nung desjenigen, der zu haften hat, der Begrifi des Ersatzpflidrtigen benutzt wor-
den. Als Ersatzpflichtiger kann grundsätzlidr jeder Verkehrsteilnehmer, der einen
Unfall verursadrt hat, in Betracht kommen. Hat der Ersatzpflichtige kein Kraft-
fahrzeug betrieben, also z. B. ein Fußgänger oder Radfahrer, so kann die Ersatz-
pflid-rt nur auf Versdruldenshaftung gegründet sein (siehe 1 1). Dagegen liegen die
Rechtsverhältnisse hinsidrtlich der Ersatzpflidrt zrim Teil anders bei den Personen,
die mit dem Betrieb eines einen unfall verursad-renden Kraftfahrzeugs in irgend-
einer Verbindung stehen. Zu diesem Personenkreis gehören

1. der Halter,

2. der Führer,

3. der Benutzer,

4. der Dienstherr.

Die Haftung dieser Personen und ihre Keanzeidrnung wird in den nachfolgenden
Ausführungen besprodren.

21 . Der Halter.
Nadr § 7 (1) StVG ist der Halter des Fahrzeugs zum Sdradensersatz verpflidrtet,
wenn beim Betrieb eines Kraftfahrzeugs ein Mensdr getötet, der Körper oder die Ge-
sundheit eines Mensdren verletzt oder eine Sache beschädigt wird. Entspredrend dieser

153



Fassung besteht die Halterhaftung zunädrst auch dann, wenn der Halter an dem

Schade"nsereignis persönlidr nidribeteiligt ist; Ausnahmen hiervon siehe in 22'

;;J ,3. Die 
"Ersatzpflidrt ist nur bei eineÄ unabwendbaren Ereignis ausgesd-rlossen

(siehe unter 12.).

Als Halter gilt regelmäßig, wer das Fahrzeug für eigene Redrnung-in Gebrauch

hat und diej"enige V.rftigrligrg.walt darüber besitzt, die ein_solcher Gebraudr vor-

aussetzt 6ör;"0a, ZZZi n6,-tS4 t1591). De Haltereigenschaft ist demnadr keine

redrtliche lwerrngläidr natüdich dai Eigentumsredrt am Fahrzeug ein wesentlidres

Merkmal ist), sondern eine wirtsdraftlidre und tatsädrliche.

Im Kraftverkehr des öfientlidren Dienstes ist demnadr der Halter eines Dienst-

kraftfahrzeugs der öffentlidre Dienstherr (Staat, Kreis oder Gemeinde), der Halter

eines beamtäneigenen oder privateigenen Kraftfahrzeugs in der Regel der Be-

clienstete. \7egen des besonderen Interesses am Einsatz von Kraftfahfzevgen zvr

Durdrführungioheitlicher Aufgaben hat jedodr die Redrtspredrung in versdriede-

nen Entscheiäungen (2. B. RG 165, 374) audr die Mithaltereigensdraft des öffent-

Iidren Diensth..i, ,rn beamteneigenen Kraftfahrzeug bejaht. Inwieweit eine soldle

Mithaltereigenschaft sidr audr au1 privateigene Kraftfahrzeuge im Einzelfalle er-

strecken kinn, ist umstritten. Eine Entsdreidung in dieser Frage könnte dann Be-

deutung erlangen, wenn im Haftpflidrtfalle statt des Versidrerers der nidrt versidrerte

Dienstherr eintreten müßte.

Gegen derartige möglidre Rechtsfolgen hat sich das Land Nordrhein-§(estfalen da-

dur-cjh zu sdrützen gesudtt, daß es mit den Versidrerern einen Rahmenvertrag

abgesdrlossen hat, wonadr das Land bei allen Versicfierungsverträgen' die für be-

amieneigene und privateigene Kraftfahrzeuge getätigt werden, als MiWersicherungs-

nehmer gilt. Daäurdr körr., im Sdradensfalle Ansprüdre gegen Halter und

Dienstheirn nur vom Versidrerer befriedigt werden. Eine entsprechende Regelung

gilt seit kurzer Zeit allgemein für den Bund und die Länder, nachdem der Ver-

6and der Krafwerkehrsversicherer erklärt hat, daß bei allen Haftpflichwersicherun-

gen, die Bedienstete des Bundes oder der Länder für ihre beamteneigene_n und

Ineikanrrten privateigenen Kraftfahrzeuge abschließen, der Bund bzw. das betref-

fende Land 
-als 

Miiversidrerungsnehmer gilt (siehe RdErl. d. Nds. FinM. v.

8.7. 1957 - Nds. MBl. Seite 519)'

Kann die Ersatzpflidrt des Halters nidrt einsetzen, weil der Halter infolge Unfall-

fludrt nicht zu ermitteln ist, so werden bei Personensdräden Ersatzleistungen durdr

den Verband der Haftpflidrt-, Unfall- und Kraftverkehrsversidrerer e. V. (HUK-

Verband) vorgenom.men (siehe auch Nds. MBl' 1956, S. 83)'

22. Der Führer.
Neben die Halterhaftung des § 7 StVG tritt nadr § 18 SIVG die Ersatzpflidrt des

Fahrzeugführers, soweit äieser einen Sdraden durdr eigenes Versdrulden verursacht

ft"a. Oi. H"ftuni des Führers kann also nur eine Verscluldenshaftung sein, wäh-

r."a-ai" HalteÄaftung als Gefährdungshaftung daneben nodr bestehen bleibt'
,urr""" uo- Geschädigte'n eine Haftung ,äd, dem BGB beansprudrt wird, so können

hlerbei Halter und F*ütrrer gemeinsari in Anspruch genommefl werden' Sie haften

ä"nr, 
"1, 

Gesamtschuldrr". u-rrd müssen sich den sdraden - u. u. nach § 254 BGB -
teilen.

1) RG _ Amtlidre sammlung der Reidrsgeridrtsspredrung
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Der Führer kann sidr hierbei entlasten, wenn ihm der Beweis gelingt, daß er die
nadr § 276 BGB gebotene sorgfalt beachtet hat und ihn dahei keii 

'verschulden

trifft. Dann bleibt nur die Gefährdungshaftung des Halters bestehen.
Der Halter kann sidr von seiner Haftung belreien, wenn er nadrweist, daß diese
sidr nicht auf das Sdradensereignis erstreckt. Das ist z. B. der Fall, wenn das Fahr-
zeug ohne \wissen trnd \Tillen des Halters vom Führer benutzt wurde (§ 7 (3)
StvG) und der Führer vom Halter nicht für den Betrieb des Kraftfahrzeugs ange-
stellt ist. Dann liegt die Gefährdungshaftung beim Führer als unbefugiem Ee-
nutzer (siehe 23.).

AIs Führer gilt, wer das Fahrzeug lenkt und seine maschinellen Einrichtungen be-
dient. Die tatsädrlicre Herrsdraft über das Fahrzeug ist also entsdreidend.
Der Führer eines Dienstkraftfahrzeugs wird demnadr in den meisten Fällen der
dazu angestellte Berufskraftfahrer sein. Ist dieser krank, beurlaubt usw., so ist jeder
Bedienstete, der mit der Lenkung des Fahrzeugs beauftragt wird, als Führer änzu-
sehen. Bei einem beamteneigenen oder privateigenen Kraftfahrzeug ist.dessen
Halter meistens auch der Führer; es kann ibe. uu.Il ein anderer Bedieästeter (2. B.
ein Meßgehilfe) das Kraftfahrzeug führen.
Recl-rtsverhältnisse zwisdren Halter und Führer ergeben sich im Schadensfalle aus
der verpflichtung.des Führers zum Schadensersatigegenüber dem Halter. Dieser
Sdradensersatz folgt
a) aus den Ansprüdren, die ein Gesdrädigter gegen den Halter stellen kann und
b) aus den Schäden am Fahrzeug des Halters.
Die Reclrtsprecfiung der neueren Zeit neigt hierbei zu der Auffassung, daß nach
dem Grundsatz von Treu und Glauben ,rnd i. Hinblid< auf das hohä Gefahren-
und Schadensrisiko bei der Betätigung .als Kraftfahrer die Ersatzpflicl-rt entgegen
§ 276 BGB auf grobe Fahrlässigkeit und vorsatz zu besdrränken ist (weiteres zur
Regreßnahme siehe unter 31.).

23. der Benutzer.
Der Benutzer haftet an Stelle des Halters, wenn er das Fahrzeug ohne dessenrüTissen und §Tillen benutzt (s 7 (3) stVG). Daneben bleibt die Haftäg des Halters
bestehen, wenn die Benutzung durdr sein Versdrulden ermöglidrt *oid.n ist. Der
Halter haftet allein,.wenn er dem Benutzer das Fahrzeug üb"erlassen hat. Hiervon
bleibt selbstverständlidr die Haftung des Führers (siehe-zz.), der häuffg mit dem
Benutzer identisdr ist, unberührt.
Der Benutzer kann jede Person außer dem Halter sein. Er braudrt das Fahrzeug
nidrt zu führen, sondern kann sidr dazu des vom Halter angesteliten Führers be-
lje1en (möglicrerweise unter vorspiegelung eines .ed-,t-ä1ig", Auft.age, d",
Halters).

24. der Dienstherr.
241. Haftung als Halter.
soweit der Dienstherr Halter ist, - "1ro 

bei Dienstkraftfahrzeugen 
- ergibt sich

seinc Haftung aus 21. §7ird für den örlentlidren Dienstherrn iä Einzerfallg eineMithaltereigensdraft bei_ beamteneigenen oder privateigenen Kraftfahrzeugen be-jaht, so wäre damit u. u.- audr seini Mithaftung gegebän. I' berden Failen ist derDienstherr dann unmittelbar belastet, weil er i,ia""ineget ,iair.iriÄ." ir,.
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Eine Haftung des Dienstherrn kann, audt wenn er nidrt Halter ist, ferner gegeben

sein, wenn ii Ausübung einer hoheitlidren oder ffskalisdren Tätigkeit ein Sdradens-

fall eingetreten ist. Niheres hierüber ergibt sidr aus den beiden folgenden Ab-

sdrnitten.

242. Haftung bei hoheitlidren Aufgaben.

\üird ein Kraftfahrzeug in Ausübung eines öf f entlichen Amtes benutzt und

liegt bei einem eintretlnden Sdradensereignis nur eine Gef ährdungshaf tung
uoi, ,o ruht diese - wie in anderen Fällen - auf dem Halter des den Sdraden

verursachenden Kraftfahrzeugs.

Uegt jedodr eine Verschuldenshaftung vorr so tritt an die Stelle der sonst

einüeienden privatrechtlidren Haftung des Halters, Führers oder Benutzers die

Haftung des Dienstherrn nadr Artikel 34 des Grundgesetzes. Dese sogenannte

Staatshaf tuflg ersetzt gleiclzeitig auf dem Gebiet der Hoheitshandlungen die

in s 839 BGB besonders geregelte Beamtenhaftung (Amtshaftung). Nadr bisheriger

Redrtsprecl-rung bleibt aber neben der Staatshaftung die Gefährdungshaftung des

Dienstherrn oder einer anderen Person als Halter nadr § 7 SIVG bestehen (RG 145,

177; 156,257). Der besondere Sdrutz, den der öffentlidr Bedienstete bei einer

Hoheitshandlung durch den Eintritt der Staatshaftung genießt, soll verhindern, daß

die Verantwortungsbereitschaft nicht durdr das Bewußtsein eines Haftungsrisikos

verringert wird. Gleicizeitig ist für den Geschädigten die Vornahme eines Schadens-

ersatzes gewährleistet. Hinsidrtlidr der Staatshaftung ist es zunädrst gleidrgültig,

ob es sich um einen Dienstwagen oder um ein anderes Fahrzeug handelt; es muß

iedodr die Benutzung eines privateigenen Kraftfahrzeugs im Zusammenhang mit der

hoheitlidren Aufgabe stehen. Dient diese Benutzung nur der Bequemlidtkeit des

Beamten, so wird in der Regel die Staatshaftung nicht einsetzen (RG 156,401;
165t 401).

§(/as im Einzelfalle als ,,Ausübung eines öffentliclen Amtes" bezeidrnet wird, ist

nidrt fest begrenzt. Die §Tahrnehrnung privatredrtlicher Interessen des Dienstherrn
gehört jedodr nicht dazu. Für eine größere Anzahl dienstlidrer Verrichtungen liegen

ürteile-vor, aus denen der jeweilige Umfang der hoheitlichen Tätigkeit ersichtlidr

ist. So wird z. B. der Begrifi der Hoheitsaufgabe bei der Benutzung von Kraftfahr-
zeugen verhältnismäßig weit ausgelegt. Die Ausübung öffentlicher Gewalt liegt da-

nad nidrt nur dann ,o., *ern eine Behörde allgemein Hoheitsaufgaben erfüllt und

eine Unfallfahrt unmittelbar der Erfüllung dieser Aufgaben dient, sondern auch

dann, wenn ein Bediensteter ein Fahrzeug für eine Fahrt zu benutzen hat, die der

Vorbereitung einer Hoheitstätigkeit dient (RG 165, ?70). Zum Kreise_ derjenigen,

deren persöiliche Haftung bei hoheitlicher Tätigkeit durch die Staatshaftung ersetzt

wird, gehören nidrt nur Beamte, sondern auch Angestellte und Arbeit_er, also z. B.

"udr' 
äe Berufskraftfahrer des öffentlichen Dienstes. Hat im schadensfalle die

Staatshaftung eingesetztf d. h. hat der Dienstherr einem Dritten gegenüber Sdraden-

ersatz geleisiet, ö bl"lbt nadr Art. 34 GG der Rüd<griff bei Vorsatz _und 
grober

Fahrlasiigkeit vorbehalten. Das Rückgriffsredrt gegenüber Beamten ridrtet sidr im

einzelnei nadr den beamtenredrtlidren Bestimmungen (§ 23 (2) des Deutschen

Beamtengesetzes vom 26.1.1937 tRGBl. I S. 391, § 78 des Bundesbeamtengesetzes

vom 1 4. Z. tgsl tBCBl. I S. 551 ] in der Fassung der Bekanntmadrung vom 1 8. 9. 1957

lBGBl. I S. 13381, s 46 des Beamtenredrtsrahmengesetzes vom 1.7. 1957 tBGBl. I
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S. 6671). Der Rüd<gdff gegen Angestellte und Arbeiter ergibt sidr nadr § 6 ATO
als Haftung aus dem Dienstvertrag (§ 276 BGB).

243. Haftung bei ffskalisdren Aufgaben.

§7ird ein Kraftfahrzeug zur Durchführung privatrechtlicher Aufgaben des

Dienstherrn eingesetzt, so bleiben hiervon die Bestimmungen über die Gefähr-
dungshaftung unberührt. Daher wird audr hier in der Regel der Halter des

Kraftfahrzeugs der Ersatzpflichtige sein.

Bei Verschuldenshaf tung ergibt sidr eine Haftung des Dienstherrn nadr BGB
wie folgt,
a) Haftung für verfassungsmäßige Vertreter (2. B. bestimmte Behördenleiter wie

Regierungspräsident, Obedandesgerichtspräsident, Oberkreisdirektor usw.) nadr

§§ 89, 31 BGB ohne Entlastungsmöglidrkeit ftir den Dienstherrn.
b) Haftung für fremdes Versdrulden innerhalb bereits bestehender Schuldverhält-

nisse (sog. Vertragshaftung) nach § 278 BGB (2. B. im Sdradensfalle beim Uber-
führen bereits veräußerter Gebrauchtfahrzeuge) ohne Entlastungsmöglichkeit für
den Dienstherrn (sog. Haftung für den Erf üllungsgehilfen).

c) Haftung für unerlaubte Handlungen von zur Verrichtung bestellten Personen
(2. B. Berufskraftfahrer) nadr § 831 BGB mit Entlastungsmöglidrkeit für den
Dienstherrn (sog. Haftung für den V e r r i c h t u n g s gehilfen).

Im Falle c), der auf dem Gebiet des Kraftverkehrs am häuffgsten vorkommen wird,
hat der öffentlidre Dienstherr im Hinblicft auf seine fiskalische Tätigkeit die
gleiche Rechtsstellung wie jeder andere Arbeitgeber. Entspredrend beffndet sidr der
Kraftfahrer des öffentlichen Dienstes bezüglidr einer Haftung im Zuge ffskalischer
Verridrtungen in der gleichen Lage wie der Berufskraftfahrer eines Privatunter-
nehmers.

Der Dienstherr kann sidr von einer Haftung nadr § 831 BGB entlasten, wenn er
nadrweist, daß er bei der Auswahl der bestellten Person usw. die erfordedidre
Sorgfalt beadrtet hat. Gelingt dieser Nadrweis, so verbleibt die Haftung beim
Halter oder Führer, d. h. beim Führer eines Dienstkraftfahrzeugs oder beim Halter
oder Führer eines beamteneigenen bzw. privateigenen Kraftfahrzeugs (siehe audr
in 3). Bleibt die Haftung beim Dienstherrn, so hat dieser die Rüd<griffsmöglichkeit
im Rahmen der bestehenden Dienstverhältnisse (Beamtenredrt, ATO).
Als Fahrt zu fiskalisdren Zwecften gilt z. B. eine Fahrt zum Erwerb von Inventar für
Diensträume (sog. Besdraffungsfahrt), zurDurchführung von Instandsetzungsarbeiten
am Kraftfahrzeugt zur Veräußerung oder Besichtigung von Grundstücken usw.

3. Haftung beim Betrieb von Kraftfahrzeugen.
Die Merkmale der Haftung wurden im vorangehenden Teil so gegliedert, daß sie
jeweils auf eine bestimmte Gattung von Ersatzpflidrtigen bezogen wurden. von
Interesse ist jedodr audr eine Ubersidrt über die Besonderheiten der Haftung, die
sidr aus dem Gebraudr bestimmter Arten von Kraftfahrzeugen, wie sie im öhent-
lidren Denst eingesetzt sind, ergeben. Dieser uberblid< soll nachfolgend gegeben
werden.

31. Haftung beim Betrieb eines Dienstkraftfahrzeuges.
Beim Betrieb eines Dienstkraftfahrzeugs besteht für den Dienstherrn grundsätzlidr
die Halterhaftung nad-r s 7 stvc. von dieser Haftung wäre der Dienstherr nur
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dann frei, wenn ohne sein §Tissen und seinen §flillen das Fahrzeug von einem
unbefugten Benutzer (siehe 23.) in Betrieb genommen würde. Ein soldrer Sadrverhalt
entbindet dgn Dienstherrn jedoch nidrt von seiner Uberwadrungspflidrt zur Ver-
hütung mißbräudrlidrer Benutzung, die ihm als Amtspflidrt gegenüber jedem Ver-
kehrsteilnehmer obliegt (Urteil des Bundesgeridrtshofes vom 12 4. 1951; Deutsches
Autoredrt 141). Unternimmt der für den Betrieb des Dienstkraftfahrzeugs ange-
stellte Kraftfahrer mit dem §flagen eine Schwarzfahrt, so bleibt auch dann die
Halterhaftung beim Diens.therrn (§ 7 (3) StVG; siehe audr 22.). Dies sdrließt
selbswerständlidr eine evtl. Versdruldenshaftung des Fahrers nidrt aus. Außerdem
würde in solchem Falle das Rüd<griffsredrt ohne jede Minderung ausgeübt werden
können.

Da beim Betrieb von Dienstkraftfahrzeugen der Dienstherr zunächst nur mit der
Halterhaftung als Gefährdungshaftung nadr SIVG belastet ist, treffen darüber hinaus-
gehende Ansprüche nadr dem BGB, die auf Versdrulden beruhen, in erster Linie
den Fahrer. Zwar muß bei Ausübung öffentlidrer Gewalt der Dienstherr nadr
Art. 34 GG die Haftung übernehmen, doch kann dieser bei grobem Versdrulden
von seinem Rüd<griffsred-rt Gebraudr madren (siehe 242). Andererseits kann er
sidr, wenn es sidr, um eine ftskaliscle Fahrt handelt, nach s 831 BGB entlasten
(siehe 243). Unter soldren Umständen kanri dem Fahrer irn Einzelfalle eine erheb-
lidre Last aufgebürdet werden, der er oft ffnanziell nicht gewachsen ist.

Um derartige Fälle auszusdrließen, sind vielfad-r zwisdren einzelnen Verwaltungen
und den Versidrerern Regreßhaftpflidrtversidrerungen in Form von Kollektivver-
trägen abgesdrlossen worden, bzw. der Dienstherr hat sidr die Ansprüche eines Er-
satzbered'rtigten zunächst abtreten lassen und damit gewissermaßen die Funktion
eines Versidrerers übernommen.
In Niedersadrsen ist von dem Abschluß von Regreßhaftpflidrwersidrerungen für
Berufsfahrer Abstand genommefl worden. Lediglidr für soldre Landesbedienstete,
denen ausnahmsweise das Selbststeuerfl von Dienstkraftfahrzeugen für einen länge-
ren Zeitraum gestattet ist, werden soldre Versidrerungen abgesdrlossen (Rd.Sdrrei-
ben d.Nds.Fin.M. v. 20.7.1953 - veröffentlicht in (1), S. 484). Um in der
Landesverwaltung eine gewisse Einheitlidrkeit hinsidrtlidr der Regreßansprüd-re zu
erzielen, hat der Nieders. Minister der Finanzen ein bestimmtes Sdrema ftir die
Höhe der Haftung bei versdriedener Sdrwere des Versdruldens aufgestellt (Sdrrei-
ben vom 29.5.1953 - siehe (1) S. 446i Rd.Erl. d.Nds.Mdl. vom 19. 8. 1953 -T 2b - 015.181). Hiernadr hat z. B. der Fahrer

a) bei Vorsatz voll,
b) bei grober Fahrlässigkeit mit 500/o des Sdradens, höd-rstens jedodr mit 300,- DM,

mindestens mit 20,- DM und
c) bei leid-rter Fahrlässigkeit in der Regel nid-rt, im Einzelfalle mit 50/o des Schadensl

hödlstens jedodr mit 50,- DM
für den Sdradensersatz zuhaften, den der Dienstherr dem Geschädigten geleistet hat.
§7egen der Haftung des Fahrers für Schäden am Dienstkraftfahrzeug sind beson-

dere Bestimmungen im Lande Niedersachsen bisher nicht ergangen. Hier dürfte
sinngemäß das gelten, was in 22. iiber die Redrtsverhältnisse zwisdten Halter und
Filhrer zum Ausdrud< gebradrt ist. Damit wird das große Betriebsrisiko, das mit
dem Führen eines Kraftfahrzeuges verbunden ist, in Fragen der Haftung besonders

gewürdigt. Dabei ist zu bemerken, daß in bezug auf den Zustand des Kraftfahr-
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zeuges der Halter grundsätzlidr zur ordnungsmäßigen Besdraffenheit desselben im
Rahmen des Dienswertrages (§ 618 BGB) verpflidrtet ist. Dies'entbindet jedodr den
Führer nidrt von der Notwendigkeit, sidr selbst von dem einwandfreien Zustand
zu überzeugen (§ 31 (1) Straßen-Verkehrs-Zulassungsordnung; § 7 (1) Straßenver-
kehrsordnung).

32. Haftung beim Betrieb eines privateigenen Kraftfahrzeugs.
Beim Betrieb eines privateigenen Kraftfahrzeugs ist in vielen Fällen der Fahrzeug-
halter audr gleid'rzeitig der Fahrzeugführer; Halter- und Führerhaftung treffen dann
in einer Person zusammen. \(egen einer in Einzelfällen angeflommenen Mithalter-
eigensdraft des Staates siehe Einzelheiten bei 21.

Häuffg wird audr das privateigene Kraftfahrzeug anderen Benutzern für dienstlidre
Zwed<e vom Halter überlassen. Hierbei kann der Benutzer gleidrzeitig der Führer
sein; es kann aber aud'r ein Dritter (2. B. ein Verwaltungsarbeiter) das Fahrzeug
führen. Grundsätzlid-r bleibt in soldren Fällen die Haftung des Halters als Gefähr-
dungshaftung bestehen. Darüber hinaus kann im Einzelfalle audr den Halter ein

Versdrulden treffen. Dies wird regelmäßig dann der Fall sein, wenn der Sd-raden

als Folge der Handlungsweise des Halters anzusehen ist, z. B. wenn der Halter das

Fahrzeug einem übermüdeten oder unter Alkoholeinfluß stehenden Führer überläßt.
Hierzu hat jedodr stets der Geschädigte den Beweis arizutreten.

Ob der Halter als Insasse im Fahrzeug mitfährt oder nidrt, ist für seine Haftung
ohne Bedeutung, obwohl ihn zwar als Mitfahrer - im Gegensatz zv anderen In-
sassen - eine gewisse Sorgfaltspflicht trifft. Andererseits ändert sid-r an der Haftung
des Halters ebenfalls nichts, wenn der Benutzungsberedrtigte im Verlauf des Ge-
braudrs des Fahrzeugs zu einem unbefugten Benutzer wird. Gewöhnlidr überläßt
der Halter das Fahrzeug dem Benutzer zu bestimmter Verwendung im Rahmen der
Dienstgesdräfte. §üird dabei nun das Fahrzeug auch zu Privatfahrten (Umweg,
Vergnügungsfahrt nadr Beendigung des Dienstes) benutzt, so liegt zwar unbefugte
Benutzung vor, dodr ist dieser eine Uberlassung vorausgegangen. Die Absidrt des

Gesetzgebers, audr in diesem Falle die Halterhaftung bestehen zu lassen, läßt sidl
damit erklären, daß der Halter grundsätzlich für diejenigen Personen einstehen soll,
denen er bei einer Ubedassung sein Vertrauen sd'renkt.

Es ist jedodr der Fall denkbar, daß jemand, der sidr in bezug auf die Uberlassung
des Fahrzeugs bisher des Vertrauens des Halters würdig erwiesen hat, sidr aus der
Kenntnis der Verhältnisse in den Besitz des \Tagens zu setzen vermag und damit
eine Fahrt mit rein privatem Ziel unternimmt. Eine derartige unbefugte Benutzung
hätte nid-rt nur die volle Haftung des Benutzers zur Folge, sondern wäre auch eine
Gebraudrsanmaßung und würde damit nadl § Z+8 b des Strafgesetzbudres (Unbe-
fugter Gebraudr von Kraftfahrzeugen und Fahrrädern) i. d. Fass. d. Bekanntmadrung
v.24.8. 1953 (BCBI. S. 1083) eine strafbare Handlung darstellen.

De Haftung des Führers und des Benutzers ergibt sidr im einzelnen avs 22. und 23.
Da bei Ausübung hoheitlidrer Tätigkeit audr u. U. Staatshaftung einsetzen kann,
soll ferner audr auf 242. verwiesen werden.

§7egen der Redrtsverhältnisse zwisdren Halter und Führer im Sdradensfalle siehe 22.
Die Anwendung der dort angeführten Crundsätze trifft die natürliche Person
in ihrer Haltereigensdraft ungleich härter als den öffentlichen Dienstherrn.
Zwar werden beredrtiSe Ersatzansprüdre der Gesdrädigten meistens voll durd, die
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Haftpflidrtversidrerung befriedigt, dodr bleiben die Sdräden am eigenen Fahr-
zeug dem Halter als persönlidre Last, sofern den Führer nicht gerade grobe Fahr-
lässigkeit oder Vorsatz trifft. Von dieser Last wäre der Halter nur dann ganz oder
teilweise befreit, wenn er außer der Haftpflidrtversidrerung nod, freiwillig eine
Fahrzeugversidrerung abgesdrlossen hat.

33. Haftung gegenüber Insassen.

Nadr § 8 (2) StVG setzt die Gefährdungshaftung des Halters gegenüber Insassen
des Fahrzeugs nur dann ein, wenn es sidr um entgeltliche Beförderung durch ein
dem öffentlichen Verkehr dienendes Fahrzeug handelt. In allen anderen Fällen
können daher Ansprüdre der Insassen nur auf die Bestimmungen des BGB gestützt
werden und setzen damit ein Verschulden des Halters oder des Führers voraus.
Hierfür trifft die Insassen die volle Beweislast. Gelingt dieser Beweis, so ist der
beredrtigte Ersatzansprudr von Insassen durdr den Haftpflidrtversidrerer zu be-
friedigen. Allerdings sind Ansprüdre von Angehörigen des Halters, denen dieser
gesetzlidr zum Unterhalt verpflidrtet ist, nach den Versidrerungsbedingungen (AKB)
vo n der Haf tpfl i drtversicherun g ausgeschlossen.

Ansprüdre gegen den Führer werden gewöhnlich wegen unerlaubter Handlungen
(§ 823 BGB) erhoben (siehe 11.), wobei auf strafrechtliche Urteile Bezug genommen
werden kann. Ansprüche gegen den Halter, wenn er niclt der Führer war, ergeben
sidr aus dessen Haftung für Gehilfen (§ 831 BGB), dodr kann sidr der Halter hier-
von meistens leicht befreien (siehe 243.).

Mit der Regelung im SIVG werden daher die mit einer Beförderung im Kraft-
fahrzeag verbundenen Gefahren - soweit nicht ein Versdrulden anderär Personen
vorliegt - zunächst grundsätzlidr dem Insassen aufgebürdet. Das sdrließt aber nicht
aus, daß ein Insasse im Einzelfalle einen Ersatzansprudr gegen den Halter eines
anderen am Unfall beteiligten Kraftfahrzeugs wegen dessen Gefährdungshaftung
nadr § 7 (1) StVG erheben kann. Auch kann ein Insasse selbstverständlidr Ansprudr
wegen Versdruldens gegen andere Verkehrsteilnehmer (2. B. Radfahrer, Fußgänger)
stellen, wenn diese einen Schaden verursadrt haben.

Stellt ein Insasse gegen den Halter Ersatzansprüdre wegen Versdruldens, so kann
u. U. der Nadrweis geführt werden, daß ein mitwirkendes Versdrulden vorliegt
(§ 254 BGB). Dies ist z. B. der Fall, wenn der Insasse den Führer zu unvorsidrtigem
Fahren oder Alkoholgenuß veranlaßt (RG 141, 262). lst einem Insassen die man-
gelnde Fahrtüdrtigkeit eines Führers wegen Alkoholeinwirkung oder Ersd-röpfung
bekannt, so kann gewöhnlidr damit ein stillsd-rweigender Haftungsaussdrluß ange-
nommen werden (RG I8. 5. 38).

Inwieweit unter bestimmten Voraussetzungen die Haftung des Halters gegenüber
Insassen besdrränkt oder gar ausgeschlossen wird, ist allgemein nicht ohne weiteres
festzulegen. Bei Gefälligkeitsmitnahmen hat die Recltsprechung vielfadr entschieden,
daß in soldren Fällen die Haftung auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit beschränkt
wird. §7ird auf eine Haftung ausdrüddidr verzichtet, so bleibt davon die Haftung
für Vorsatz unberührt (§ 276 (2) BGB). Die Form der gebräudrlidren Verzidrt-
erHärung nadr Vordrud< ist umstritten. In Niedersachsen haben Personen, die der
Verwaltung nicht angehören, bei N{itnahme in Dienstkraftwagen vorgedrud<te Ver-
zidrterklärungen zu untersdrreiben (RdErl.d.Nds.Min.d.Fin. v. 8.9. 1953 - Nds.
MBl. S. 400). Durdr einen sold'ren Verzidrt mödrte der öffentliche Dienstherr sidr
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von der Haftung wegen Versd-ruldens - sofern nidrt Vorsatz vorliegt - befreien,
denn eine solche Haftung trifft ihn unmittelbar, weil er nidrt versidrert ist und weil
die Rückgriffsmöglidrkeit gegen den verantwortlidren Führer nur begrenzt ist. Das
§7'agensdrild ,,Sie fahren auf eigene Gefahr" sdrließt regelmäßig nur die Ge-
fährdungshaftung aus, die aber bei Insassen ohnehin nidrt in Betrad-rt kommt
(RG 154, 390).

Sdrließt der Halter für die Insassen seines Kraftfahrzeugs eine Insassenunfallver-
sidrerung ab, so setzen die Leistungen der Versidrerung - sofern kein Dritter
ersatzpflidrtig ist, z. B. der Halter eines anderen Kraftfahrzeugs - im Sdradensfalle
stets ein. Hierbei ist es demnadr ohne Bedeutung, ob den Halter wegen des Unfalls
eine Versdruldenshaftung oder nur eine Gefährdungshaftung oder gar keine Haf-
tung (bei unabwendbarem Ereignis) trifft. Ist der Halter den Insassen gegenüber
zum Ersatz wegen Versdruldens verpflidrtet, so kann er ihnen dabei die Leistungen
einer solchen Insassenunfallversicherung anredrnen (RG 152, 200, (3) Vorbem.
vor § 249). Da derartige Leistungen nach dem Vorangegangenen also audr sdron
dann einsetzen können, wenn die gesetzlidre Haftung des Halters nodr nidrt ge-
geben ist, so bewirkt der Absdrluß einer Insassenunfallversidrerung keine Minde-
rung im allgemeinen Haftungsrisiko des Halters, sondern nur einen erhöhten Sdrutz
der Insassen. Die Insassenunfallversicherung erstreckt sidr auf Leistungen im Todes-
falle, bei Invalidität und bei vorübergehenden unfallfolgen. Der Halter hat jedoch
audr die Mögli&keit, einen Vertrag abzusdrließen, der nidrt alle diese Leistungen
umfaßt, sondern sidr auf bestimmte Leistungen (2. B. nur bei Invalidität) be-
sdrränkt. Die Versidrerung kann sidr ferner auf jeden eihzelnen Platz im Kraftfahr-
zeug mit der gleidren Summe erstred<en (Platzsystem), oder es kann jede der inr
Fahrzeug beffndlidren Personen, sofern sie nicl'rt von der Versicherung ausdrüddidr
ausgesdrlossen sind, mit einem ihrer Anzahl entspredrenden Teilbetrag der Ver-
sicherungssumme versidrert werden (Pausdralsystem). Der Lenker bzw. dessen platz
kann von der Versidrerung ausgenommen werden.

Der Aussdrluß der Gefährdungshaftung des Halters gegenüber Insassen gilt in
gleicher §7eise bei beförderten Sadren (also z. B. auch bei Tieren). Darüber hinaus
sind Ansprüdre wegen Besdrädigung von Sadren, die zur Beförderung übergeben
oder zur Benutzung überlassen wurden, nach den versidrerungsbedingungen (AKB)
grundsätzlich, also audr bei versdrulden, von der Haftpflichtversidrerung aus-
gesdrlossen. Im Versdruldensfalle liegt demnadr die Ersatzleistung unmittelbaibeim
Halter persönlidr.

34. Haftung gegen beim Betrieb des Kraftfahrzeugs tätige
Personen.

Die_Gefährdungshaftung des stVG ist audr ausgesdrlossen gegenüber Verletzten,
die beim Betrieb des Kraftfahrzeugs tätig waren. Als Betriebstätiger gilt, wer durdr
seine besondere Tätigkeit in Verbindung mit dem Betrieb den Betriibsgefahren in
höherem Maße ausgesetzt ist als die Allgemeinheit. Hierzu gehören ,. B. §rärt..
auf Parkplätzen, die die Fahrzeuge einweisen, rverkstattmeÄaniker, die ein ver-
sorgtes Fahrzeug abstellen usw. Diese Personen sind meistens im Sdradensfalle
durdr die gesetzlidre Unfallversidrerung versidrert.
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4. Zusammenstellung von Schrifttum und gesetzlichen
Bestimmungen

41. Schrif ttum
1) Grundriß des Verwaltungsrechts, Band 6a (Ambrosius)

,,Das Kraftfahrzeug im öffentlidten Dienst"
Handbudr des Kraftfahrzeugsredrt von Dr. Dr. J. Sdreller,
2. Auflage L. Schwan, Düsseldorf 1954

2) Straßenverkehrsredrt von Dr. F. Mtiller
17. AuflaB€, §7. d. Gruyter, Berlin 1953

3) Btirgerlidres Gesetzbu&, Kommentar Palandt , 14. Auflage
C. H. Bed<, Mtinchen und Berlin 1955

42. Ges et zliche Be stimmun ge n

a) Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)

b) Straßenverkehrsgesetz (SIVG)
dazu Straßenverkehrsordnung (SIVO) in der

Straßenverkehr s - Zulassungs ' Ordnung

c) Pflichtversidrerungsgesetz (PflVG)
dazu Durdr führun gs -Vero rdnun gert

d) Deutsdres Beamtengesetz (DBG)
Bundesbeamtengesetz (BBG)

in der Fassung der Bekanntmachung
(Allgemeine Tarifordnung (ATO) i. d. F.

e) Beamtenrechtsrahmengesetz (BRRG)

0 Strafgesetzbuch (SIGB) v. 15. 5.1871 i. d. F.

v. 19. 12. 1952 - BGBI. I S.837
Fassung
v.29. 3.1956 - BGBI. I 5.327

(SIVO) in der Fassung
v.29. 3. 1956 - BGBI. I S. 271

v. 7. ll. 1939 - RGBI. I S. 2233
v. 6. 4. l94O - RGBI. I 5.617
v. 3. 10. l94l - RGBI. I S.616
v.21. 3. 1942 - RGBI. I S. 137

v.26. 1.1937 - RGBI. I S. 39

v. 14. 7.1953 - BGBI. I S. 551

v. 18. 9. 1957 - BGBI. I S. 1333

v. l. ll. 1943 - RBB.1944 S. 17)

v. l. 7.1957 - BGBI. I 5.67
v.24. 8. 1953 - BGBI. I S. 1083
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Personalnac]rrichten
(Auch zur Laufendhaltung der Dienstaltersliste bestirnmt)

Beamte des hoheren Dienstes

I. Ernannt:
a) zum Oberregierungsvermessungsrat

RVR§ü/itterKA.Leer .... .... .... .1,5,57

b) zum Regierungsvermessungsrat

RVAssEyting,KA.Syke . . . . . . . o . . . o . . . .1.5.57
RVAssPatzscJrke,KA.Gifhorn . . . . . . . . .1.5.57

c) zum Regierungsverrnessungsassessor

AssdVBaasen,KA.Cuxhaven. .. .8.7.57
AssdV Kampferbed<, NLVA (Neum. Abt.) . . . . 23.7.57

II. Versetzt:
RuVR Korte, v. Reg. Hildesheim z. KA. Nienburg 14. 10.57
RVR Dr. Machens, v. KA. Nienburg z. Reg.Hildesheim . 21.10.57

III. Beauftragt:
RuVR Korte, KA. Nienburg

mit der Leitung des KA. Nienburg . . . . . 21. 10. 57

RVR Dr. Machens, R.g.Hildesheim
mit der lVahrnehmung der Geschafte
deszweitenDezernenten . ... . o ..21.10.57

IV. Sonstige Nachrichten'
RVRef Behrendt, Reg. Hannover, zum Dr.-lrrg.promoviert . 6.7.57

Beamte des gehobenen Dienstes

I. Ausgeschied.ent
Durdr Ubertritt in den Ruhestand

RVABenseler,Reg.Hildesheim. . . . . . . . l.lO.iT
RVol Müller, §7ilhelm, KA. Osterholz-Sdrarmbed< . . . . l.g. 57
RVIKnoth,KA.Celle ...... .... .. .l.g.j7
RVI (VOI a.D.) Jürges, KA. Salzgitter . . . . . . 1.9. j7

II, Ernannt:
a) zum Regierungsvermessungsoberamtmann
RVA Tangermann, NLVA . . 2j.Z.5Z
b) zum Regierungsvermessungsamtmann

RVOIFreiserNds.Mdl. .. ... ... 1.4.j7
RVOI Munck, KA. Hildesheim . l. j. jZ
RVOI Taetzel, Präs. Braunschweig . . . l. 5. jZ
RVOI Borchert, Reg. Auridr . . . . l. j. 5T
RVOI Bentfeld, KA.Braunsdrweig . . . l. j. jT
RVOI Spielmeyar, KA. Oldenburg . . 16.9.5T

D32

E 8a
E8

T16
T27

C8
D64

F33

Ht2
I 103

K 190

K21,

H1

Anhang
Nr.7
I33
166
I68
I98
I19

Nr.
der Dienst-
altersliste

alt I neu

825

D9r
D92

E11a
E 13c

G1

H 13

H14
H15
H16
Ht7
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c) zum Regierungsvermessungsoberinspektor

RVISchmidt,KA.Soltau. ........ 1.4.57
RVIKöhnemann,Nds.Mdl. .. ...... 1.4.57
RVI Sdrröder, Kurt, KA. Cloppenburg l. 5. 57

RVI Seiffert, KA. Clausthal-Zellerfeld . . . . 1. 5.57
RVISchwarze,KA.Melle .. o .. . ...... .1.5.57
RVIBusdr,KA.Hann.-Münden .. . . .1.5.57
RVI Koppe, Reg. Hannover . . . 1. 5. 57

RVI Renzi, N LVA (Kart. Abt.) . l. 5. 57

RVI Husmann, KA. \üTesterstede . . 1.5.57
RVI Dunker, KA. Friesoythe . . l. J. 57

RVI Armbrust, KA. Cuxhaven . . 16.9. 57

RVI Kneppeck, KA. Papenbrrrg . . . . 19.9. 57

d) zum Regierungsvermessungsinspektor

ap. RVI Meinecl<e, KA. Neustadt . . . . 1. 4. 57

ap. RVI Holsdrer, KA. Melle . . l. 5. 57

VI a. D. §7eiß, Johannes, N LVA (Trig. Abt.)
geb. 19.11.10, Ingf\/T., TI-Prüfg. 14.5.37
AnstellungalsVl 7.5.38 .. .. ,...8.6.57

III. Versetzt:
RVA Borc}ert, v. Reg. Aurich z. Reg. Hildesheim . . . 20.8.57
RVOI \,J7isotzki, v. KA. Cuxhav en z. KA. Verden . . 1 . 8. 57

RVOI Neike, v. KA. Varel z. Reg. Aurich . . . . 12.8. 57

RVOI Husmann, v. KA. §Testerstede z.KA. Varel . 12.8.57
RVOI Hedeler, v. KA. Neustadt z. Reg.Hannover 1.9.57
RVOI Koppe, v. Reg. Hannover z. KA. Syke . . 16.9.57
RVI Hölscher, v. KA. Melle z. KA. Meppen . 1 . 8. 57

RVI Kobelt, v. KA. Hildesheim z. KA. Alfeld . . . 1.9.57
ap. RVI Grieß, v. KA. Verden z.KA. Cuxhaven . 1.9.57

IV. Abgeordnet:
ap. RVI Kruse v. KA. Lingen z.KA. Bersenbrück . . . 1.8.57

V. Beauftragt:
RVA Borchert, Reg. Hildesheim, Geschaftsl. Beamter . . . l, 10. 57

RVOI Neike, Reg. Aurich, Gesd'räftsl. Beamter, mdtMdGb 20.8. 57

RVOI Husmann, KA. §Testerstede, Geschaftsl. Beamter 12.8. 57

RVI Lüdemann, KA. §7'esterstede,
GesdräftsI. Beamter, rnd\)fldGb . . 12.8. 57

Beamte des mittleren Dienstes

I. Ausgeschieden durch Todt
RVOS Lange, KA. Bremervörde . . 27.6. 57

K7t
Anhang
Nr. 10

K37
K48
K58
K60
K91
K 123

K 130

K 139

K3
K 154

L32
L34

H 15

I11
199
I 115

I98a
I113
L34
K 15

L52

L54

H 15

199
I115

K 201
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I 108

I 109

I 110

I111
I tt2
I113
I ttf
I115
In6
I tt7
I118

K 222
K 223

l87 a

/1

.1



II. Ern annt:
a) zum Regierungsvermessungssekretär

RVAssist§TegenerrKA.Neuenhaus. . . . . . . . o . .l.T.j7
RVAssistHeinrich,KA.Melle. .. .... l.T.jZ
RVAssistStrußrKA.Celle . . . . . . . . . .l.Z.jT
sowie die Behördlich geprüften Vermessungstedrniker :

Name

26, 5 .23

t2. 11 , 23

29.7 .24

10.7.25

27 . 1.27

8. 2. 28

12.4.57

12.4.57

12.4.57

12. 4. 57

12.4. 57

t2. 4, 57

l. 5.57

1.5. 57

1.5.57

t. 5. 57

l. 5 .57

1.5.57

Q4
Q5
Q6

R17

\-,

'\-,

Heumann,
Arnold

Tholema,
Hermann

de Vries,
Hermann

Kreuzkäffip,
Heinrich

§7inter,
Diedrich

Schrovenwever,
Gerrit

KA. Hann.
Münden

KA. Ernden

KA. Norden

KA. Hildesheim

KA. Neuenhaus

KA. Neuenhaus

b) zurn Regierungsvermessungsassistenten

ap.RVAssistStiens,KA.§Testerstede . . . . . . . . . .1.5.52

III. \ü7i e derverwen de t als Regierungsvermessungssekretär

seb. am lr"anrtif'"sl##HName Dienststelle

Borchardt,

Johannes

KA.
Bremervörde

r. t0. 07

\-.
IV. Berichtigung der Dienstaltersliste
D rud<fehl erb eri dr ti gun g.

In den Personalnachridrten des Juliheftes lgiT der ,,Nachric6ten
der Nieders. verm. u. Katasterverwaltung, muß es unter ,rBeamte
des mittleren Dienstes, II. b) Ernannt" bei ap. RVAssist peters
statt ul. 4.27" heißen ol . 4. j7,, 

.

Angestellte der vergütungsgruppe III

Ausgeschieden auf Antrag
AssdVBolgihn,KA.Osterode ...... .... 31 .7.Tj T23

t65

Nr.
der Dienst-
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alt I neu

P23
P24
P25

Pt7

P 18

P19

P20

P2t

P22

Q10

P7a



Absdrnitt V der Dienstaltersliste
(Ofientlidr bestellte Vermessungsingenieure)

In der Liste der offentlidr bestetlten vermessungsingenieure gelöschtt

Brehmen, Paul Emden Zulassungzurüd<genommenam22.2.1957 Nr.d.Liste 2

In der Liste der Of fentlich bestellten Vermessungsingenieure
n achge trage n t

Name Niederlassungsort Aufsidrtsbehörde
Nr. d.
Liste

Hoffmann, §Talter

Kettler, Rudolf

Hapke, §7'erner

Nienburg

Loga (Landkr. Leer)

Braunsdrweig

R.g.Präs. Hannover

Reg.Präs. Aurich

Präs. BraunscJrweig

69

70

7l

1,

Sonstige Nadrridrten
(Absdrnitt IV der Dienstaltersliste)

Regierungsbezirk Hannover, KA. Hannover

neue Ansdrrift: Hildesheimer Straße 171 - Fernspredransdrluß: 3o441 -43
Regierungsbezirk Osnabrück, KA. Bentheim

neue Ansdrrift: Sdrloßstr. 1 (ehem.Landratsamt) - Fernspreöansöluß unverändert: 293

Verwaltungsbezirk Braunsdrweig, KA' Salzgitter
neue Ansdrrift : Salzgitter'Lebenstedt, Gadenstedter Straße 5

Fernspredransdrluß unveränderu 2257 Heinz

Sport in der NVuKV

Sedrstes Faustballturnier des NLVA am 26.8. 1957'Sieger und damit Gewinner des

§(Ianderpreises : Neumessungsabteilung Matthes

t66



'\-.

\-/

\-,

Cedenkfeier für Louis Krüger

Aus Anlaß des hundertsten Geburtstages von Louis Krüger am
21. September 1957 veranstaltete die Stadt Elze (Han.), in der
Krüger geboren wurde und begraben liegt, in Verbindung mit
der Niedersächsischen Vermessungs- und Katasterverwaltung uncl
dem G eodäti s ch e n I n sti tut d er Tech ni s ch e n Hoch schule Han nove r
am 5.Oktober 1957 eine Gedenkfeier. In einem von musikali-
sdren Darbietungen umrahmten Vortrag würdigte Professor emer.
Dr. Harbert vont Institut fürVermessungskunde der Technischen
Hochsdrule Braunschweig ,Leben und§ürerk von Louis Krüger".
DerVortrag ist im Heft 2 der Schriftenreihe des Kulturausschusses
der Stadt Elze (Han.) zusammen mit einem von llse Rowold auf
Grund vo n mün dli ch e n Erzählun gen/ Urkun d en, Zeitungsnoti zen
und Nachrufen verfaßten Lebensbild Krügers erschienen. Diese
verdienstvolle Veröffentlichung wird ieden erfreuen, der sicS für
die Geschichte des Vermessungswesens und für seine bahn-
bredrenden Persönlichkeiten interessiert.

Der Gedenkfeier waren der erste Spatenstich zum Neubau der
Mittelschule, die den Namen Gauß-Krüger-Sdrule erhält, und
eine Kranzniederlegung an Krügers Grab vorausgegangen. Im
Anschluß an die Feier wurde im stadtpark ein Gedenkstein
für den großen Sohn der Stadt enthüllt.

Für die Veranstaltungen, an denen die Einwohner von Elze
sowie Vertreter von \Wissenschaft und Verwaltung regen Anteil
nahmen, bot das niedersächsische Stadtchen Elze einen reiz-
vollen Rahmen, der viel Lokalkolorit vermittelte. Sehr interes-
sierte eine Sammlung von zahlreichen persönlichen Erinnerungs-
stücken an Krüger, die einer seiner Verwandten in einern
Schaufenster ausgestellt hatte. 

Kaspereit
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